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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
1. Abgeordneter
Klaus
Barthel
(SPD)
Welche grundsätzlichen drogenpolitischen Er-
wägungen, entwicklungs- und gesundheitspoli-
tischen Aspekte sind es, die die Bundesregie-
rung zu ihrer ablehnenden Haltung gegenüber
dem Antrag Boliviens zur Änderung der Dro-
genkonvention von 1961 (vgl. die Antworten
der Bundesregierung vom 28. Januar 2011 auf
meine Schriftlichen Fragen 1 und 2 auf Bun-
destagsdrucksache 17/4639) bewegt haben?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 18. April 2011
Die Drogenkonvention von 1961 ist eines von drei zentralen interna-
tionalen Übereinkommen zur Prävention und Bekämpfung des Dro-
genmissbrauchs. Da die von Bolivien intendierte Aufhebung der in
der Konvention niedergelegten 25-jährigen Übergangsfrist zur Beile-
gung des Gebrauchs des Kokakauens nach Auffassung der Bundes-
regierung dazu geeignet gewesen wäre, die drogenpolitisch bindende
Wirkung der in den Vereinten Nationen entwickelten Rechtsinstru-
mente zu beschädigen, hat die Bundesregierung dem Antrag Boli-
viens widersprochen.

Die Bundesregierung hat in ihren Entscheidungserwägungen ihr
grundsätzliches Verständnis für die spezifische Interessenlage Boli-
viens in der Frage des Kokakauens deutlich gemacht. Diese Interes-
sen berühren verschiedene Aspekte der Entwicklungs-, Gesundheits-
und Drogenpolitik in Bolivien. Dies umfasst u. a. Fragen der alterna-
tiven Entwicklung sowie die spezifischen Bedingungen für die Ent-
wicklung in einem Drogenumfeld, der Auswirkungen des Koka-
kauens auf die menschliche Gesundheit, soziokulturelle Zusammen-
hänge in Bezug auf indigene Traditionen wie auch der effektiven Be-
kämpfung des illegalen Handels mit Drogen.
2. Abgeordneter
Klaus
Barthel
(SPD)
Welche international anerkannten bzw. wissen-
schaftlich gesicherten Erkenntnisse liegen der
Bundesregierung vor, die die in den oben ge-
nannten Antworten der Bundesregierung er-
wähnten drogen- und gesundheitspolitischen
Erwägungen stützen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 18. April 2011
Es liegen bislang keine international anerkannten bzw. wissenschaft-
lich gesicherten Erkenntnisse in Bezug auf die Schädlichkeit oder
Unschädlichkeit des Kokablattkauens für die menschliche Gesund-
heit vor. Damit bleibt für die Bundesregierung in ihrer Entschei-
dungsfindung der verpflichtende legale Status quo der Drogenkon-
vention von 1961 maßgeblich.
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3. Abgeordnete
Inge
Höger
(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über eine über die EU-Missionen in Uganda
und Somalia hinausgehende mögliche Entsen-
dung von Angehörigen der serbischen Armee
im Rahmen von EU-Missionen, vor dem Hin-
tergrund der Entscheidung des serbischen
Parlaments, künftig die Armee Serbiens für
EU-geführte militärische Operationen einset-
zen zu wollen (www.setimes.com/cocoon/
setimes/xhtml/en_GB/features/setimes/
features/2011/04/06/feature-02)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 18. April 2011
Nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung handelt es sich bei
der Entscheidung des serbischen Parlaments um die rechtliche Vor-
bereitung zukünftiger Beteiligungen an Missionen und Operationen
im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik
(GSVP) der EU. Ein Rahmenabkommen über die Teilnahme Ser-
biens an GSVP-Missionen und -Operationen ist noch nicht unter-
zeichnet. Nach Kenntnissen der Bundesregierung beabsichtigt Ser-
bien im Rahmen einer zukünftigen Teilnahme an der EU-Operation
EU NAVFOR ATALANTA die Entsendung von zwei serbischen
Offizieren auf ein französisches Schiff sowie eine Beteiligung an den
Polizeimissionen EUPOL Afghanistan und EUPOL RD Congo.
Über die Absicht einer Beteiligung an der EU-Trainingsmission für
Somalia (EUTM Somalia) liegen der Bundesregierung derzeit keine
Erkenntnisse vor.
4. Abgeordneter
Tom
Koenigs
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Funktion füllt das Koordinierungs-
büro des Deutschen Akademischen Austausch-
dienstes (DAAD) in den Planungen der Bun-
desregierung bis 2014 aus, und inwieweit sind
Änderungen dieser Funktion für den Zeitraum
nach 2014 geplant?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 18. April 2011
Das Koordinierungsbüro des DAAD wurde 2005 im afghanischen
Hochschulministerium eingerichtet, um die Arbeit der afghanischen
und deutschen Partner des akademischen Wiederaufbaus vor Ort zu
koordinieren. Darüber hinaus informiert das Koordinierungsbüro
über Förderangebote und berät afghanische Studierende.

Bisher wurde das Koordinierungsbüro von Lektoren geleitet, also
durch vom DAAD vermittelte Personen, die der Rechtsform nach
an einer afghanischen Gasthochschule angestellt sind. Aktuell wird
eine Neukonzipierung der DAAD-Repräsentanz geprüft, die unter
anderem die Besetzung des DAAD-Koordinierungsbüros durch
einen entsandten Mitarbeiter vorsieht. Diese Neukonzipierung ist
auf eine mittel- bis langfristige Kotinuität der Aufbauaktivitäten des
DAAD in Afghanistan ausgerichtet, da auch nach 2014 eine Präsenz
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in Afghanistan zur Weiterführung der akademischen Zusammenar-
beit erforderlich sein wird.
5. Abgeordneter
Tom
Koenigs
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Trifft es zu, dass das Koordinierungsbüro des
DAAD in Afghanistan beim afghanischen Mi-
nisterium für Höhere Bildung seit mehreren
Monaten nicht besetzt ist und auch nicht wie-
derbesetzt werden soll?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 18. April 2011
Das DAAD-Koordinierungsbüro war aufgrund von Krankheit ab
Mitte November 2010 bis 2011 nicht besetzt. Die regulären Sprech-
zeiten wurden in dieser Zeit von einer studentischen Ortskraft über-
nommen. Anfragen wurden durch das zuständige Regionalreferat
des DAAD in Bonn angenommen und bearbeitet.

Die Tätigkeit des derzeitigen Leiters des Koordinierungsbüros endet
zum 30. April 2011. Eine schnelle Wiederbesetzung unter Berück-
sichtigung der oben genannten Neukonzipierung ist vorgesehen.
6. Abgeordnete
Kirsten
Lühmann
(SPD)
Welche Maßnahmen plant die Bundesregie-
rung – und wann sollen sie umgesetzt werden
– zum Ausgleich anfallender Überstunden bei
den HOD-Beamten (Sicherheitsbeamte im
Hausordnungsdienst) bzw. Personenschutzbe-
amten, die zukünftig an den deutschen Aus-
landsvertretungen in Kabul, Bagdad und Erbil
eingesetzt werden, vor dem Hintergrund, dass
dort in der Vergangenheit eine Häufung von
Überstunden entstanden ist, die ein teilweise
dienstrechtlich unzulässiges und fürsorgerisch
bedenkliches Ausmaß erreicht hat, da sie we-
der finanziell noch durch Zeitausgleich ausge-
glichen werden konnte?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon
vom 15. April 2011
Die im Hausordnungs- und Objektschutzdienst sowie als Personen-
schützer an den deutschen Auslandsvertretungen in Kabul, Bagdad
und Erbil eingesetzten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten der
Bundespolizei sind zum Auswärtigen Amt abgeordnet. Bei Verwen-
dungen im Ausland gilt grundsätzlich § 143 Absatz 1 Nummer 4 des
Bundesbeamtengesetzes (BBG) i. V. m. § 53 Absatz 1 des Bundesbe-
soldungsgesetzes (BBesG), wonach während des Auslandseinsatzes
angefallene Mehrarbeit mit den Auslandsdienstbezügen abgegolten
ist.

Dennoch sind das Auswärtige Amt und das Bundesministerium des
Innern derzeit aus Fürsorgegründen bestrebt, eine Lösung zu finden,
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um die Anzahl der Mehrarbeitsstunden bei diesen besonders schwie-
rigen Verwendungen im Ausland auf ein vertretbares Maß zu sen-
ken.
7. Abgeordnete
Agnes
Malczak
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem Umfang werden welche humanitä-
ren Hilfeleistungen für Libyen erbracht?
8. Abgeordnete
Agnes
Malczak
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Durch wen und auf welchen Wegen (Seeweg
und Landweg) gelangen humanitäre Hilfsleis-
tungen nach Libyen?
Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer
vom 15. April 2011
Der humanitäre Nothilfeaufruf („flash appeal“) der Vereinten Natio-
nen für Libyen beläuft sich auf 216 Mio. Euro und ist aktuell zu
39 Prozent gefüllt. Er umfasst Leistungen für Betroffene sowohl im
Landesinneren Libyens als auch an den Grenzen zu Ägypten und Tu-
nesien.

Der Zugang gestaltet sich in Ost- und West-Libyen unterschiedlich.
Zu den vom Nationalen Übergangsrat kontrollierten Gebieten Ost-
Libyens ist der Zugang seit Beginn der alliierten Luftoperationen
relativ gut. Vor allem multilaterale Hilfsorganisationen wie das Inter-
nationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK), das Welternährungs-
programm (WEP) und das VN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR), aber
auch größere Nichtregierungsorganisationen wie „Ärzte ohne Gren-
zen“ oder „International Medical Corps“ können Hilfsgüter sowohl
auf dem See- als auch auf dem Landweg in das Land bringen. Eine
vom Amt der VN-Nothilfekoordinatorin (OCHA) geleitete Mission
prüft weiteren Bedarf und Hilfsmöglichkeiten.

In West-Libyen ist die Lage bislang schwieriger, da das Ghaddafi-Re-
gime den Zugang in diese Landesteile bislang weitgehend verhindert.
Mit der Anlandung je eines Transportschiffes des WEP bzw. des
IKRK Anfang April 2011 in der Hafenstadt Misrata hat sich diese
Lage etwas verbessert – vor allem auch deshalb, weil dieser Zugang
Ergebnis intensiver Verhandlungen der Hilfsorganisationen mit bei-
den Parteien war und ohne militärische Unterstützung ermöglicht
wurde.

Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen ihrer humanitären Hil-
fe in Höhe von bislang 5 Mio. Euro sowohl die Arbeit des IKRK als
auch des UNHCR.
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9. Abgeordneter
Rolf
Schwanitz
(SPD)
Welche grob geschätzten Kosten werden dem
Bund für die geplante Vigilfeier und die ge-
planten Eucharistiefeiern in Berlin, Erfurt und
Freiburg sowie den Transport des so genann-
ten Papamobils anlässlich des Papstbesuchs im
September 2011 entstehen, und ist eine Beteili-
gung der katholischen Kirche an den Kosten
der liturgischen Bestandteile des Reisepro-
gramms vorgesehen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Peter Ammon
vom 15. April 2011
Während der offizielle Teil des Besuches in der Verantwortung des
Protokolls liegt, sind die pastoralen Teile Sache der Kirche, die allein
das Programm hierfür festlegt und verantwortet und die Kosten hier-
für trägt.

Veranstalter der Vigilfeier und der geplanten Eucharistiefeier sind
die jeweiligen Diözesen. Über deren Kostenkalkulation liegen dem
Bund keine Informationen vor.

Der Bund gewährleistet allerdings während des gesamten Deutsch-
landaufenthaltes Sicherheit und Wohlergehen des Gastes. Durch den
Einsatz des sondergeschützten Papamobils wird sichergestellt, dass
der Papst auch kürzere Wege mit Bürgerkontakt mit größtmöglicher
Sicherheit zurücklegen kann. Nach dem jetzigen Planungsstand wer-
den im Rahmen des Besuchs zwei Papamobile eingesetzt. Wie bei an-
deren Staatsbesuchen auch trägt der Gastgeber die Kosten für den si-
cheren Transport des Gastes im Inland. Hierzu gehören auch etwai-
ge Transfers der Papamobile im Inland. Die Einsatzorte und etwaige
Transferrouten stehen noch nicht fest. Konkrete Aussagen zu den
Kosten sind daher noch nicht möglich.
10. Abgeordnete
Katrin
Werner
(DIE LINKE.)
Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle
Situation bei der Einhaltung des Waffenstill-
stands zwischen Armenien und Aserbaidschan,
und über welche Kenntnisse verfügt die Bun-
desregierung zu den Umständen des Todes des
neunjährigen Fariz Badalov am 8. März 2011
in der Nähe der Waffenstillstandslinie?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 19. April 2011
Trotz der verstärkten Bemühungen der Minsk-Gruppe der Organisa-
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) sowie
der von dem russischen Präsidenten Dimitri Medwedew unternom-
menen Vermittlungsbemühungen zugunsten einer Lösung des Berg-
karabach-Konflikts kommt es immer wieder zu Zwischenfällen an
der Waffenstillstandslinie. Die Bundesregierung appelliert in ihren
regelmäßigen politischen Gesprächen an die Konfliktparteien, von
der Anwendung sowie Androhung von Gewalt Abstand zu nehmen
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und auf einen Kompromiss zur Lösung des Bergkarabach-Konflikts
hinzuarbeiten.

Am 13. April 2011 überquerten Vertreter der OSZE-Minsk-Gruppe
die Bergkarabach-Waffenstillstandslinie, um sich über die Umstände
des Todes des neunjährigen Fariz Badalov am 8. März 2011 in Ge-
sprächen mit der Familie, Vertretern der Generalstaatsanwaltschaft
sowie den lokalen Behörden zu informieren. Die vorgenommenen
Erhebungen erlauben den OSZE-Vertretern sowie dem persönlichen
Beauftragten des OSZE-Vorsitzenden im Amt keine belastbaren
Schlussfolgerungen hinsichtlich der Umstände, die zum Tod des
neunjährigen Jungen geführt haben.

Auch Vertreter des IKRK untersuchen den o. g. Zwischenfall und
werden sich in naher Zukunft mit Vertretern der armenischen Regie-
rung sowie De-facto-Vertretern von Bergkarabach über ihre Erkennt-
nisse und Schlussfolgerungen austauschen.
11. Abgeordnete
Katrin
Werner
(DIE LINKE.)
Wie schätzt die Bundesregierung die gegen-
wärtige Situation von regierungskritischen
Medien und Journalistinnen und Journalisten
in der Republik Armenien ein, und in welchem
Ausmaß sind hierbei ggf. Repressionen festzu-
stellen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolf-Ruthart Born
vom 19. April 2011
Die gegenwärtige Situation regierungskritischer Medien in Arme-
nien ist problematisch. Das Fernsehen ist das einflussreichste Me-
dium in Armenien. Einen überregionalen unabhängigen Fernsehsen-
der gibt es nicht. Bei der Neuvergabe der Sendelizenzen im Rahmen
der Digitalisierung des Fernsehens hat der seit 2002 lizenzlose Fern-
sehsender „A1+“ erneut keine Lizenz erhalten, der regierungskriti-
sche Regionalsender „Gala“ hat seine Lizenz an einen Mitbewerber
verloren. Der Fall beschäftigt derzeit die Gerichte.

Im Printbereich sowie im Internet gibt es regierungskritische Publi-
kationen, die überwiegend ohne Schwierigkeiten verlegt werden kön-
nen. „A1+“ z. B. sendet per Internet und unterhält eine informative,
kritische Homepage.

Journalisten, die für kritische Medien arbeiten, sehen sich in der täg-
lichen Arbeit mit Behinderungen konfrontiert. So werden ihre Anfra-
gen oft nicht beantwortet, sie werden zu Pressekonferenzen nicht zu-
gelassen oder nicht in Pools zur Berichterstattung über bestimmte
Ereignisse aufgenommen. Gelegentlich kommt es auch zu Drohun-
gen und vereinzelt zu körperlichen Übergriffen. Nicht immer können
aber politische Motive für diese Übergriffe ausgemacht werden. Oft
sind wirtschaftliche Interessen oder persönliche Konflikte der Auslö-
ser.

Zunehmend problematisch ist für die kritischen Medien ein kürzlich
in Kraft getretenes Gesetz, durch welches „üble Nachrede“ entkrimi-
nalisiert wurde. Stattdessen können Betroffene nach der neuen Ge-
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setzeslage finanzielle Entschädigungen einklagen, was für viele Me-
dien auf eine Gefährdung ihrer wirtschaftlichen Grundlage hinaus-
laufen kann. So wurden die oppositionellen Zeitungen „Hraparak“
und „Zhamanak“ von drei Geschäftsleuten und Abgeordneten aus
dem Regierungslager wegen angeblicher „übler Nachrede“ verklagt.
Das Vermögen von „Hraparak“ wurde per Gerichtsbeschluss vorerst
eingefroren, die Entscheidung wurde jedoch auf Intervention des
Ombudsmanns für Menschenrechte zunächst wieder aufgehoben.
Sollten die beiden Zeitungsredaktionen verurteilt werden, müssten
Sie möglicherweise den Betrieb einstellen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
12. Abgeordnete
Ulrike
Höfken
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Absturz eines amerikanischen
Kampfjets am 1. April 2011 in der Eifel nahe
Laufeld, um einen besseren Schutz der Bevöl-
kerung, der Katastrophenschutzkräfte und
Feuerwehren zu gewährleisten, und welche
konkreten Vorschläge zur Verbesserung der
Sicherheit gibt es?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche
vom 20. April 2011
Für den Katastrophenschutz sind ausschließlich die Bundesländer
zuständig. Der Bund hat nur eine enge, thematisch begrenzte Zustän-
digkeit für den Schutz der Bevölkerung in militärischen Lagen. Um
eine solche handelte es sich bei dem Absturz des amerikanischen
Kampfjets in der Eifel am 1. April 2011 nicht. Den Bundesländern
obliegen die Ressourcenvorsorge und das operative Krisenmanage-
ment bei Großschadenslagen wie Naturkatastrophen, terroristischen
Handlungen, Industrieunfällen oder auch Flugzeugabstürzen. Ob
und welche Konsequenzen die zuständigen Landesbehörden oder
die Landesregierung aus dem Unfall in der Eifel ziehen, ist nicht
bekannt.
13. Abgeordnete
Ulla
Jelpke
(DIE LINKE.)
In welchem Umfang hat die Schlesische Ju-
gend Bundesgruppe e. V. in den vergangenen
zehn Jahren unmittelbar oder mittelbar öffent-
liche Fördermittel erhalten (bitte nach Zuwen-
dungszweck auflisten), und welche Konsequen-
zen zieht die Bundesregierung aus den bekannt
gewordenen Vorwürfen einer Verbindung zu
Rechtsextremisten auch für Mittelempfänger,
die Gelder an die Schlesische Jugend Bundes-
gruppe e. V. weitergegeben haben?
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche
vom 18. April 2011
Die „Schlesische Jugend Bundesgruppe e. V.“ erhielt im Rahmen
des 2001 ausgelaufenen „Aktionsprogramms des Bundesministers
des Innern zur zentralen und überregionalen Förderung der ostdeut-
schen Kulturarbeit“ von 1985 an Fördermittel für die Stelle eines
Kulturreferenten. Die seit 1998 vom Bundesbeauftragten für Kultur
und Medien fortgesetzte Förderung wurde zum 30. Juni 2001 einge-
stellt. Die Bundeszuwendung betrug insoweit im Haushaltsjahr 2001
47 000 DM. Darüber hinaus hat die Bundesregierung die „Schlesi-
sche Jugend“ in den vergangenen zehn Jahren weder unmittelbar
noch mittelbar gefördert. Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen
keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Fördermittel des Bundes an die
„Schlesisische Jugend“ weitergereicht worden sind. Die Landsmann-
schaft Schlesien ist im Hinblick auf ihre Jugendorganisation, insbe-
sondere bezüglich der organisatorischen, personellen und wirtschaft-
lichen Verknüpfung, um eine Stellungnahme gebeten worden. Von
deren Stellungnahme wird abhängen, inwieweit Konsequenzen – ins-
besondere zuwendungsrechtlicher Art – zu ziehen sind.
14. Abgeordnete
Ulla
Jelpke
(DIE LINKE.)
Welche Angaben kann die Bundesregierung
machen zu Absprachen, Planungen oder Ge-
sprächen zwischen der Bundeswehr und der
Berliner Polizei zur Unterstützung bei der Si-
cherung von in den nächsten Wochen bevor-
stehenden Veranstaltungen, insbesondere des
NATO-Außenministertreffens und der Veran-
staltungen/Versammlungen im Kontext des
1. Mai (inkl. Walpurgisnacht), und was war
Gegenstand der Erörterungen von Bundes-
wehroffizieren mit Berliner Polizisten anläss-
lich einer Begehung des Berliner Mauerparks,
die auf http://erdgeist.org/Bundeswehr/ doku-
mentiert ist?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche
vom 19. April 2011
In den nächsten Wochen abzusichernde oder im Planungsstadium
stehende Veranstaltungen, die aus rechtlichen und tatsächlichen
Gründen Absprachen mit der Berliner Polizei erfordern, sind

– Besuche ausländischer Gäste, bei denen besondere Anforderungen
an die Sicherheit zu stellen sind;

– Feierliches Gelöbnis am 20. Juli;

• Teilnahme des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) am
Tag der Offenen Tür der Bundesregierung am zweiten Dienstsitz.

Für die Absicherung des NATO-Außenministertreffens ist die Berli-
ner Polizei ausschließlich zuständig. Verantwortlich für die Veran-
staltung ist das Auswärtige Amt. Hilfeersuchen an das BMVg bezüg-
lich Amtshilfe liegen bis heute nicht vor.
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Die auf http://erdgeist.org/Bundeswehr/ abgebildete „Begehung des
Berliner Mauerparks“ von Bundeswehroffizieren mit Berliner Poli-
zeibeamten war Teil einer im Rahmen der gemäß der Zentralen
Dienstvorschrift (ZDv) 12/1 durchzuführenden „Politischen Bildung
in der Bundeswehr“ erfolgten Unterrichtsfahrt von Angehörigen des
Personalamtes der Bundeswehr (PersABw) aus Köln. Die Begehung
am Mauerpark diente dabei der Darstellung der ehemaligen Grenzla-
ge sowie der Information über polizeilich relevante Einsätze im Rah-
men des Einzeldienstes. Eine Beteiligung der Bundeswehr an Polizei-
einsätzen rund um den 1. Mai wurde weder erörtert noch ist sie vor-
gesehen.
15. Abgeordneter
Michael
Roth
(Heringen)
(SPD)
Wie ist der aktuelle Stand der Vorbereitungen
zur Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 211/
2011 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 16. Februar 2011 über die Euro-
päische Bürgerinitiative, die am 11. März 2011
im Amtsblatt der Europäischen Union veröf-
fentlicht wurde, allerdings erst ab dem 1. April
2012 gelten wird, in Deutschland, und welche
Stelle wird auf Bundesebene die Koordinie-
rung der Überprüfungen der Unterstützungs-
bekundungen übernehmen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe
vom 21. April 2011
Die Bundesregierung bereitet derzeit die Anwendung der Verord-
nung (EU) Nr. 211/2011 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 16. Februar 2011 über die Bürgerinitiative in Deutsch-
land durch ein Gesetz vor. In diesem Gesetz wird auch die Behörde
bestimmt werden, die für die Koordinierung der Überprüfung der
Unterstützungsbekundungen zuständig sein wird. Das Gesetzge-
bungsverfahren soll so zeitig abgeschlossen werden, dass die Euro-
päische Bürgerinitiative ab dem 1. April 2012 genutzt werden kann.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
16. Abgeordneter
Lothar
Binding
(Heidelberg)
(SPD)
Plant die Bundesregierung, bei der Umstellung
bestehender Einzugsermächtigungen auf die
Lastschrift von SEPA (Single Euro Payments
Area) ein Verfahren zur massenhaften Wider-
spruchsabfrage seitens der Zahlungspflichtigen
einzurichten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler
vom 20. April 2011
Die Bundesregierung ist sich bewusst, dass im Falle der Festlegung
eines „Enddatums“ für nationale Lastschriftverfahren die Proble-
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matik der Umstellung bestehender Einzugsermächtigungen auf das
SEPA-Lastschriftmandat unbürokratisch gelöst werden muss, damit
Lastschriftschuldner Lastschriftmandate nicht neu erteilen müssen.
Auch wird den Lastschriftgläubigern nicht zugemutet werden kön-
nen, hier jeweils die Kunden anzuschreiben und neue Mandate ein-
zuholen.

Im Anschluss an das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 20. Juli
2010 geht die Bundesregierung derzeit davon aus, dass eine Umstel-
lung bestehender Einzugsermächtigungen auf das SEPA-Lastschrift-
mandat durch eine Änderung der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der Kreditwirtschaft möglich ist und es einer gesetzlichen Um-
stellung daher nicht bedarf. Die Bundesregierung steht im regelmäßi-
gen Dialog mit der Kreditwirtschaft, um den vertraglichen Umstel-
lungsprozess zu begleiten. Hierbei wird auch die Frage der Notwen-
digkeit einer ggf. zusätzlichen gesetzlichen Migrationserleichterung
sorgfältig beobachtet und erörtert.

Im Falle einer Änderung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
hat der Kunde zwar das Recht, einer solchen Änderung zu wider-
sprechen. Er muss in diesem Fall aber in Kauf nehmen, dass das
Kreditinstitut möglicherweise nicht bereit sein wird, einzelne Ge-
schäftsbeziehungen unter den bisherigen Geschäftsbedingungen fort-
zusetzen. Hierbei gilt es auch zu bedenken, dass es der Kreditwirt-
schaft nach derzeitigem Erkenntnisstand aufgrund der künftigen
„SEPA-Verordnung“ mittelfristig nicht mehr möglich sein wird, das
deutsche Einzugsermächtigungsverfahren überhaupt anzubieten. Für
einen zu erwartenden massenhaften Widerspruch liegen derzeit kei-
ne Anhaltspunkte vor.
17. Abgeordneter
Harald
Weinberg
(DIE LINKE.)
Wie plant das Bundesministerium der Justiz
nach der Annahme der Petition (Bundestags-
drucksache 17/2449) zur Verkürzung der Be-
arbeitungsdauer zwischen dem Antrag eines
Versicherungsnehmers der privaten Kranken-
versicherung auf Kostenübernahme bis zur
Entscheidung des Versicherers ihre Umset-
zung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler
vom 21. April 2011
Das Bundesministerium der Justiz hat die abschließende Entschei-
dung dazu, wie das Anliegen der mit der Frage angesprochenen Peti-
tion – Auskunftspflicht des Versicherers über Kostenübernahme vor
Behandlungsbeginn – aufgegriffen werden soll, noch nicht getroffen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
18. Abgeordneter
Willi
Brase
(SPD)
Wie viele Bundesmittel entfallen auf die unter-
schiedlichen Stiftungsformen (bitte Auflistung
getrennt nach vom Bund allein geförderten
Stiftungen, gemeinsamen Stiftungen des Bun-
des und der Länder sowie Stiftungen der Bun-
desländer)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 19. April 2011
Im Bundeshaushalt 2011 sind 1,724 Mrd. Euro zur Förderung von
Stiftungen veranschlagt. In der weit überwiegenden Zahl der Fälle
bildet die Förderung durch den Bund den Schwerpunkt der Förde-
rung mit öffentlichen Mitteln. Ob und ggf. in welchem Umfang dane-
ben auch eine Förderung durch die Länder erfolgt, ist jedoch nicht
in allen Fällen bekannt. Eine generelle Aufgliederung nach der för-
dernden Körperschaft lässt sich daher nicht treffen.
19. Abgeordneter
Willi
Brase
(SPD)
Durch welche konkreten Maßnahmen sorgt
die Bundesregierung dafür, dass – in Umset-
zung der gesetzlichen Regelungen und politi-
schen Selbstverpflichtungen – die aus Mitteln
des Bundeshaushalts finanzierte Förderung
von Stiftungen gleichermaßen Frauen und
Männern zugute kommt (bitte Aufschlüsselung
nach Ressorts)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 19. April 2011
Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesregierung sieht in
§ 2 die Gleichstellung von Frauen und Männern als durchgängiges
Leitprinzip vor, welches bei allen politischen, normgebenden und
verwaltenden Maßnahmen der Ressorts in ihren jeweiligen Berei-
chen eigenverantwortlich angewendet wird.

Die Verwendung der Stiftungsmittel richtet sich nach dem Stiftungs-
zweck. Darüber hinaus berücksichtigen die Ressorts im Rahmen der
Ausgestaltung ihrer jeweiligen Fachpolitik und bei der Inanspruch-
nahme der ihr im Rahmen des Haushalts zur Verfügung gestellten
finanziellen Mittel gleichstellungspolitische Belange.
20. Abgeordnete
Dr. Barbara
Höll
(DIE LINKE.)
Warum sind die finanziellen Auswirkungen
der Aufhebung der Einkommensgrenze beim
„Freibetrag zur Abgeltung des Sonderbedarfs
eines sich in Berufsausbildung befindenden,
auswärtig untergebrachten, volljährigen Kin-
des“ gemäß § 33a Absatz 2 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG) (sog. Ausbildungs-
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freibetrag) im Entwurf eines Steuerverein-
fachungsgesetzes 2011 (vgl. Bundestagsdruck-
sache 17/5125, Artikel 1 Nummer 22 Buch-
stabe b) weder im Finanztableau noch sonst
irgendwo im Gesetzentwurf benannt oder als
nicht bezifferbar aufgeführt, und wie hoch sind
diese finanziellen Auswirkungen?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer
vom 20. April 2011
Der Wegfall der Anrechnungsregelung beim Ausbildungsfreibetrag
(§ 33a Absatz 2 EStG) steht in engem Zusammenhang mit dem Weg-
fall der Einkünfte- und Bezügegrenze für volljährige Kinder beim
Familienleistungsausgleich. Beide Regelungen sind notwendig, damit
Eltern die Einkünfte und Bezüge des Kindes in der Einkommen-
steuererklärung nicht mehr angeben müssen.

Das Steuerausfallvolumen für beide Regelungen beträgt insgesamt
200 Mio. Euro in der vollen Jahreswirkung. Davon entfällt rund ein
Fünftel auf den Ausbildungsfreibetrag.
21. Abgeordneter
Dr. Egon
Jüttner
(CDU/CSU)
Gibt es seitens der Bundesregierung Pläne zur
Erhebung einer sogenannten europäischen
Steuer durch die EU zur Finanzierung des
EU-Haushalts, und wenn ja, was sehen diese
Pläne konkret vor?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 21. April 2011
Die Bundesregierung lehnt die Einführung einer EU-Steuer ab. Sie
tritt vielmehr für eine Vereinfachung des bestehenden Eigenmittel-
systems zur Finanzierung der EU auf Basis der Eigenmittel ein, die
sich nach dem Bruttonationaleinkommen bemessen. Die Bundes-
regierung setzt sich daher für eine Abschaffung der bisherigen Mehr-
wertsteuereigenmittel ein.
22. Abgeordnete
Nicolette
Kressl
(SPD)
Welche Steuermindereinnahmen würden ein-
treten, wenn bei Einführung von Wechselkenn-
zeichen für jeweils bis zu drei Fahrzeuge einer
Fahrzeugklasse (also beispielsweise Krafträder
oder Personenkraftwagen) nur noch für eines
der Fahrzeuge die Kraftfahrzeugsteuer und
die Haftpflichtversicherungsprämie zu zahlen
wären – und zwar der im Einzelfall höchste
Betrag (Angabe bitte gesondert für die ver-
schiedenen Fahrzeugklassen)?
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23. Abgeordnete
Nicolette
Kressl
(SPD)
Welche Steuermindereinnahmen würden ein-
treten, wenn derartige Wechselkennzeichen
für jeweils bis zu drei Fahrzeuge verschiedener
Fahrzeugklassen (also beispielsweise Kraft-
räder und Personenkraftwagen) genutzt wer-
den könnten und ebenfalls nur für eines der
Fahrzeuge die Kraftfahrzeugsteuer und die
Haftpflichtversicherungsprämie zu zahlen wä-
ren – und zwar der im Einzelfall höchste Be-
trag?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer
vom 19. April 2011
Aus den dem Bundesministerium der Finanzen vorliegenden statisti-
schen Angaben ist ersichtlich, dass die durchschnittliche Kraftfahr-
zeugsteuer je Pkw in 2010 rund 175 Euro betrug. Nach Schätzungen
auf Basis der Angaben des Kraftfahrt-Bundesamtes ergibt sich für
kleine Nutzfahrzeuge bis 3 500 Kilogramm eine durchschnittliche
Kraftfahrzeugsteuer von 160 Euro und für Motorräder in Höhe von
rund 55 Euro. In dem Maße, in dem sich ggf. steuerpflichtige Versi-
cherungsprämien reduzieren, entsteht in unmittelbarer Folge einer
Einführung von Wechselkennzeichen ein Ausfall bei der Versiche-
rungsteuer in Höhe von 19 Prozent.

Für die erfragten detaillierten Schätzungen liegen ansonsten derzeit
keine Daten oder belastbaren Grundlagen vor.
24. Abgeordneter
Ulrich
Maurer
(DIE LINKE.)
Welche Bedeutung misst die Bundesregierung
Äußerungen des Chefs der US-Notenbank Ben
Bernanke und des US-Finanzministers Timo-
thy F. Geithner zu, dass den USA ein Staats-
bankrott drohe, und geht die Bundesregierung
davon aus, dass die Gesetzgebungsorgane der
USA die bestehenden Kreditobergrenzen
rechtzeitig im Mai 2011 anheben, um die an-
stehende Refinanzierung der amerikanischen
Staatsschulden zu sichern?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer
vom 20. April 2011
Die Lage der öffentlichen Finanzen der Vereinigten Staaten von
Amerika ist angespannt. Handlungsbedarf wird von den großen poli-
tischen Lagern der USA nicht bestritten. Auf diesen Handlungs-
bedarf haben der Präsident des Federal Reserve Boards, Ben Ber-
nanke, sowie Finanzminister Timothy F. Geithner nachdrücklich
hingewiesen.

Timothy F. Geithner hat wiederholt unmissverständlich zum Aus-
druck gebracht, dass ein Kreditausfall der Vereinigten Staaten von
Amerika undenkbar sei.
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Die Bundesregierung ist davon überzeugt, dass die Vereinigten Staa-
ten von Amerika ihre Zahlungsfähigkeit zu jeder Zeit durch geeigne-
te Maßnahmen gewährleisten. Präsident Barack Obama hat am
13. April 2011 konkrete Vorschläge zur langfristigen Konsolidierung
der öffentlichen Haushalte unterbreitet, die auf den im vergangenen
Jahr vorgelegten Empfehlungen der „National Commission on Fis-
cal Responsibility and Reform“ aufbauen.
25. Abgeordneter
Ulrich
Maurer
(DIE LINKE.)
Welches Staatsdefizit (in absoluten Beträgen
bzw. prozentualen Anteilen am Bruttoinlands-
produkt) ist seitens der US-Regierung jeweils
für die Haushaltsjahre 2010 bis 2014 geplant,
und welche einnahme- und ausgabeseitigen
Maßnahmen sind dabei einschließlich der Neu-
verschuldung vorgesehen?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer
vom 20. April 2011
Die folgende Tabelle fasst die aktuelle Projektion des Congressional
Budget Office (CBO) auf Basis des Budgetentwurfs des Präsidenten
für das Haushaltsjahr 2012 zusammen:
   2014  

764 

4,4 

pril 2011 
CBO-Projektion des US-Staatsdefizits  

 2010  2011 2012 2013

Defizit (in Mrd. US-Dollar)  1.294  1.425  1.164  901  

Defizit (in % des BIP) 8,9  9,5  7,4  5,5  

Quelle: “An Analysis of the President’s Budgetary Proposals for Fiscal Year 2012”, CBO, A
Diese Projektion basiert auf der Annahme einer vollständigen Um-
setzung der Vorschläge des Präsidenten zum Haushalt 2012 vom
Februar 2011. Die nicht sicherheitsbezogenen diskretionären Ausga-
ben sollen darin einen großen Teil der Konsolidierungslast auf der
Ausgabenseite tragen. Laut CBO betreffen die Haushaltsvorschläge
des Präsidenten aber vor allem die Einnahmeseite. So sollen insbe-
sondere die milliardenschweren steuerlichen Subventionen zuguns-
ten der Öl-, Gas- und Kohleindustrie abgeschafft sowie zahlreiche
Steuerlücken nachhaltig geschlossen werden. Gleichzeitig fordert der
Präsident, dass die unter der Vorgängeradministration beschlossenen
Steuerentlastungen mit Ablauf des Jahres 2012 für Haushalte mit
einem Einkommen oberhalb von 200 000 US-Dollar (Einzelveranla-
gung) bzw. 250 000 US-Dollar (Zusammenveranlagung) auslaufen.
Mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Wirt-
schaft wird eine deutliche Absenkung der Unternehmensteuersätze
angestrebt.

Auch vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion über eine Anhe-
bung der Schuldengrenze und die notwendigen Maßnahmen zur
langfristigen Sicherung der Tragfähigkeit der US-Staatsfinanzen hat
Präsident Barack Obama am 13. April 2011 in einer vielbeachteten
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finanzpolitischen Grundsatzrede konkrete Vorschläge unterbreitet,
die zu Einsparungen in Höhe von 4 Billionen US-Dollar in den kom-
menden zwölf Jahren führen würden.
26. Abgeordneter
Ulrich
Maurer
(DIE LINKE.)
Welche konjunkturellen Auswirkungen kön-
nen sich dabei für Deutschland ergeben?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer
vom 20. April 2011
Der Gesamteffekt auf die deutsche Wirtschaft dürfte vernachlässig-
bar sein. Der kräftige Konjunkturaufschwung in Deutschland wird
zudem inzwischen maßgeblich von der Binnennachfrage getragen.
Diese Verschiebung des Wachstumsprofils wird sich gemäß Früh-
jahrsprojektion der Bundesregierung in diesem Jahr fortsetzen.
27. Abgeordneter
Dr. Gerhard
Schick
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Haben sich im Rahmen der Sonderprüfungen,
die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) im Jahr 2009 in Bezug
auf das Geschäftsgebaren der Lehman-Zerti-
fikate vertreibenden Banken und Sparkassen
durchgeführt worden sind, Erkenntnisse erge-
ben, wonach Lehman-Zertifikate, die Kundin-
nen und Kunden später empfohlen wurden,
vorher seitens des Wertpapierdienstleistungs-
unternehmens nicht mit bankmäßiger Sorgfalt
geprüft wurden, bzw. gab es hinsichtlich der
Produktaufnahmeprozesse und des Vertriebs
Verdachtsmomente auf strafbewährte Hand-
lungen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk
vom 15. April 2011
Im Rahmen der im Jahr 2009 von der BaFin durchgeführten Sonder-
prüfungen zum Vertrieb von Lehman-Zertifikaten ergaben sich keine
Hinweise auf systematische oder gehäufte Verstöße gegen das Wert-
papierhandelsgesetz (WpHG). Die Prüfungen zeigten keine außerge-
wöhnlichen Vertriebsaktivitäten oder Vertriebsanreize hinsichtlich
Lehman-Zertifikaten auf. Im Rahmen des Produktaufnahmeprozes-
ses orientierten sich die geprüften Institute bezüglich der Emittenten-
bonität wie auch bei der Aufnahme von Zertifikaten anderer Emit-
tenten in ihr Anlageprogramm im Wesentlichen am Rating. Ver-
dachtsmomente auf strafbewehrte Handlungen ergaben sich nicht.
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28. Abgeordneter
Dr. Gerhard
Schick
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Kann die Zentrale Zulagenstelle für Alters-
vermögen (ZfA) im Falle, dass die Überprü-
fung der Zulagenberechtigung ergibt, dass die
Voraussetzungen für die staatliche Förderung
nicht oder nicht mehr erfüllt sind, die Rück-
forderung ohne Vorwarnung durch Zugriff
auf ein Riester-Konto durchsetzen, und wie oft
war das bisher der Fall (vgl. auch die
Darstellung des Bayerischen Rundfunks,
www.br-online.de/aktuell/geldundleben-riester-
rente-zulagen-ID1302522824584.xml)?
Antwort des Staatssekretärs Werner Gatzer
vom 19. April 2011
Rückforderungen von Altersvorsorgezulagen bei Riester-Verträgen
erfolgten bislang im Wesentlichen in Fällen, in denen der Anleger
sein Guthaben schädlich verwendet hat. Die Rückforderung der Zu-
lage und der sonstigen steuerlichen Förderung ist in einem solchen
Fall unausweichlich. Auf sie kann – schon aus Gerechtigkeitserwä-
gungen anderen Anlegern gegenüber – nicht verzichtet werden.

Die ZfA hat bisher insgesamt rund 9 Mrd. Euro Altersvorsorgezula-
gen ausgezahlt. Davon wurden rund 490 Mio. Euro zurückgefordert.
Dies sind etwas mehr als 5 Prozent der Zahlungen. Der Ablauf der
Rückforderung einer zu Unrecht ausgezahlten Zulage erfolgt dabei
vollautomatisch. Das ist mit den Besonderheiten des Zulageverfah-
rens zu erklären.

Bei der Gewährung der Riester-Zulage vertraut die Verwaltung zu-
nächst auf die Richtigkeit der Angaben des Riester-Anlegers. Nur so
kann eine zeitnahe Auszahlung der Zulage in einem Massenverfah-
ren (es existieren über 14 Millionen Verträge) gewährleistet werden.
Die Mitwirkungspflichten für den Anleger sind dabei gering und auf
das Notwendigste beschränkt. Zu den wenigen Mitwirkungspflichten
des Anlegers gehört es, seinen Anbieter zeitnah über Änderungen in
seinen Familien- und ggf. Einkommensverhältnissen zu informieren.
Denn der Anbieter beantragt in der Regel jährlich für ihn die Zulage
(Dauerzulageantrag). Die Überprüfung der Verhältnisse des Anle-
gers erfolgt dann verfahrenstechnisch zwangsläufig im Nachhinein.
Dabei prüft die Zulagenstelle – ebenfalls weitgehend automatisiert –
sukzessive, ob die Voraussetzungen der Zulage vorlagen und die Zu-
lagengewährung zutreffend war (z. B. Zugehörigkeit zum berechtig-
ten Personenkreis, Kindergeldbezug, Höhe der für die Zulagenbe-
rechnung maßgebenden Einnahmen). Die Altersvorsorgezulage oder
Teile der Altersvorsorgezulage werden bei Fehlen der Voraussetzun-
gen für den Anspruch auf die Zulagenzahlung vom Altersvorsor-
gekonto dabei gemäß § 90 Absatz 3 EStG ebenso automatisch
abgebucht, wie sie zuvor gemäß § 90 Absatz 2 EStG automatisch
zugebucht wurden. Die Zulagenstelle informiert darüber zeitnah den
Anbieter. Der Anbieter ist verpflichtet, den Anleger zu informieren.
Damit ist sichergestellt, dass der Anleger einen Ansprechpartner hat
und alle Verfahrensbeteiligten über den gleichen Informationsstand
verfügen.
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Ab der Mitteilung seines Anbieters hat der Anleger ein Jahr Zeit,
eine Überprüfung der Rückforderung bei der Zulagenstelle zu bean-
tragen. Im Erfolgsfalle wird die Zulage dann wieder ausgezahlt.

Auch wenn die Rückforderung in den allermeisten Fällen gerechtfer-
tigt ist und kein Anlass zur Kritik besteht, soll das Verfahren in Zu-
kunft eindeutiger und klarer gestaltet werden, um Missverständnisse
und Irrtümer beim Riester-Sparen zu verhindern. So übersehen bei-
spielsweise Mütter oder Väter, die einige Zeit über ihren Ehegatten
mittelbar zulageberechtigt waren und deshalb keine eigenen Beiträge
leisten mussten, dass sie bei der Geburt ihres Kindes aufgrund der
damit automatisch verbundenen Rentenversicherungspflicht unmit-
telbar förderberechtigt werden. Sie müssten nun eigene Beiträge leis-
ten. Ohne eigene Beitragsleistung haben sie keinen Anspruch auf die
Zulagen. Hier wird das Bundesministerium der Finanzen gemeinsam
mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales prüfen, inwie-
weit das Verfahren vereinfacht werden kann. Außerdem wird ge-
prüft, wie in der Vergangenheit von diesem Problem betroffenen El-
tern geholfen werden kann.
29. Abgeordneter
Thomas
Silberhorn
(CDU/CSU)
In welchem Umfang und zu welchem Zeit-
punkt sind etwaige Schadenersatzansprüche
gegen Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder
der Hypo Real Estate Holding AG (HRE) aus
dem Zeitraum, der Gegenstand der Sonder-
prüfung ist, bereits verjährt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 19. April 2011
Die von der Hauptversammlung der HRE beschlossene Sonderprü-
fung ist noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung kann daher
nicht beurteilen, in welchem Umfang etwaige deliktische Schadener-
satzansprüche aus dem Zeitraum der Sonderprüfung bereits verjährt
sind. Soweit Ersatzansprüche aus den §§ 93, 116 des Aktiengesetzes
betroffen sind, tritt Verjährung nicht vor Ablauf des 30. Juni 2017
ein.
30. Abgeordneter
Thomas
Silberhorn
(CDU/CSU)
Hat die Bundesregierung auf die Erhebung
von Schadenersatzklagen hingewirkt, um den
Lauf von Verjährungsfristen zu unterbrechen,
und aus welchen Gründen sind diese Bemü-
hungen nicht erfolgreich gewesen oder unter-
lassen worden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 19. April 2011
Die Bundesregierung hat die Ressortvertreter im Aufsichtsrat der
HRE gebeten, unterstützend darauf hinzuwirken, dass die Vorwürfe
gegenüber ehemaligen Organen der HRE juristisch korrekt aufgear-
beitet werden.
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Die Bundesregierung weist ergänzend darauf hin, dass die Beantwor-
tung der Schriftlichen Fragen keine verbindliche Rechtsauskunft dar-
stellt.
31. Abgeordnete
Dagmar
Ziegler
(SPD)
Plant die Bundesregierung neben dem Duis-
burger Hafen auch Privatisierungen im Rah-
men ihrer zehn größten Beteiligungen (gemäß
Nennkapital), und wenn ja, welcher Zeitplan
ist dafür vorgesehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 19. April 2011
Auf Grundlage der Bundeshaushaltsordnung (§§ 7 und 65) erstellt
das Bundesministerium der Finanzen regelmäßig einen „Bericht zur
Verringerung von Beteiligungen des Bundes“, der dem Bundeskabi-
nett vorgelegt wird. Zuletzt hat das Bundeskabinett am 12. Januar
2011 dem Bericht in der Fassung „Fortschreibung 2010“ zugestimmt
und das Bundesministerium der Finanzen beauftragt, im Zusammen-
wirken mit den zuständigen Bundesressorts die Prüfung des wichti-
gen Bundesinteresses unter Anlegung strenger Maßstäbe fortzuset-
zen. Bei den folgenden der zehn größten Beteiligungen (gemäß
Nennkapital) ist eine Verringerung bzw. eine vollständige Veräuße-
rung der unternehmerischen Beteiligung des Bundes beabsichtigt
bzw. in Prüfung: Deutsche Telekom AG, Deutsch Bahn AG, Flugha-
fen München GmbH, Flughafen Berlin-Schönefeld GmbH, DFS
Deutsche Flugsicherung GmbH, TLG Immobilien GmbH. Soweit
die Prüfung zu dem Ergebnis kommt, dass bei einem Unternehmen
kein wichtiges Bundesinteresse mehr vorliegt, erfolgt die Einleitung
eines Privatisierungsverfahrens. Dabei ist unter anderem der Kapi-
talmarktsituation und der wirtschaftlichen Situation des Unterneh-
mens Rechnung zu tragen, so dass der zeitliche Verlauf der Privati-
sierungsschritte vorab nicht festgelegt werden kann.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
32. Abgeordnete
Bärbel
Höhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen zur Senkung des Strom-
verbrauchs und zur Steigerung der Energieeffi-
zienz hat die japanische Regierung bereits er-
griffen bzw. für diesen Sommer in Aussicht
gestellt, um auf den Einbruch der Stromver-
sorgung infolge der Naturkatastrophe vom
11. März 2011 und der Reaktorkatastrophe
von Fukushima zu reagieren, und welche Leh-
ren lassen sich daraus aus Sicht der Bundesre-
gierung mit Blick auf die Verbesserung der
Energieeffizienz in Deutschland ziehen?
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Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann
vom 19. April 2011
Aufgrund des Ausfalls von Stromerzeugungskapazitäten durch die
Doppelkatastrophe vom 11. März 2011 werden den Energieversor-
gungsunternehmen im Osten und Nordosten Japans während der
Sommermonate wegen der steigenden Nachfrage durch den Betrieb
von Klimaanlagen geschätzte 25 Prozent des Bedarfs fehlen. Diesbe-
züglich hat die japanische Regierung eine Reihe von vorübergehen-
den Maßnahmen ergriffen. Die Diskussion über eine dauerhafte Än-
derung des Energiemix und eine Reduzierung des Verbrauchs hat in
Japan bislang im Nachgang zu den Ereignissen des 11. März 2011
erst in Ansätzen begonnen. Konkrete Politikempfehlungen sind noch
nicht zu erkennen.

Für die Bundesregierung ist neben dem Ausbau alternativer Ener-
gien in Deutschland auch die weitere Steigerung der Energieeffizienz
vordringlich. Mit dem im Herbst 2010 beschlossenen Energiekon-
zept wurde bereits ein wirtschaftlich tragfähiger Ansatz zum grundle-
genden Umbau unserer Energieversorgung erarbeitet. Die Steige-
rung der Energieeffizienz nimmt hier eine zentrale Rolle ein. Nun
geht es darum, die darin beschlossenen Maßnahmen beschleunigt
umzusetzen.
33. Abgeordnete
Ute
Koczy
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Konsequenzen zieht die Bundesre-
gierung im Hinblick auf die Grundsatzzusage
über 1,3 Mrd. Euro für Lieferungen an das
brasilianische Atomkraftwerk (AKW) Angra 3
angesichts der Tatsache, dass die Siemens AG
ihre Anteile am Joint Venture AREVA NP
GmbH verkauft hat und die Bürgschaft im Fal-
le einer endgültigen Zusage nunmehr für ein
französisches Unternehmen ohne deutsche Be-
teiligung gewährt würde, und gibt es schon Er-
gebnisse aus den Gesprächen mit der brasilia-
nischen Regierung, die die Bundesregierung
im Hinblick auf die Grundsatzzusage für An-
gra 3 anlässlich der Ereignisse in Japan sowie
der Mängel der brasilianischen Atomaufsichts-
behörde aufgenommen hat (vgl. Antwort auf
die Schriftliche Frage 69 auf Bundestagsdruck-
sache 17/5422)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 21. April 2011
Antragstellerin ist die AREVA NP GmbH mit Sitz in Erlangen. Die
Lieferungen und Leistungen für das Kernkraftwerk Angra 3 stam-
men mehrheitlich aus Deutschland, so dass die Wertschöpfung in
Deutschland erfolgt und Arbeitsplätze im Inland gesichert werden.

Aus dem Verkauf der Siemens Anteile an der AREVA NP GmbH
ergeben sich keine Konsequenzen bezüglich der Grundsatzzusage
einer Exportkreditgarantie für die Fertigstellung des Kernkraftwerks
Angra 3 in Brasilien. Der Antrag auf Übernahme der Exportkredit-
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garantie für die Fertigstellung des Kernkraftwerks Angra 3 wurde im
Interministeriellen Ausschuss für Exportkreditgarantien (IMA) am
1. Februar 2010 grundsätzlich angenommen (sog. Grundsatzzusage).
Gemäß § 38 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) entsteht
dem Antragsteller aus der Grundsatzzusage ein Anspruch auf end-
gültige Indeckungnahme des Geschäfts bei unveränderter Sach- und
Rechtslage.

Die Gespräche der Bundesregierung mit der brasilianischen Regie-
rung dauern an. In diesem Zusammenhang weist die Bundesregie-
rung darauf hin, dass weltweit eine umfassende technische Analyse
der Ereignisse in Fukushima und daraus zu ziehende Konsequenzen
noch ausstehen.
34. Abgeordnete
Ute
Koczy
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegen dem IMA oder der Euler Hermes Kre-
ditversicherungs-AG Voranfragen, Anfragen
oder Anträge im Zusammenhang mit dem
AKW Mohovce in der Slowakei vor (zur Absi-
cherung von Finanzierung, Zulieferungen jed-
weder Art oder AKW-Komponenten)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 21. April 2011
Es liegen keine Voranfragen, Anfragen oder Anträge im Zusammen-
hang mit dem Kernkraftwerk Mohovce in der Slowakei vor.
35. Abgeordnete
Ingrid
Nestle
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass bei
einer möglichen CO2-Speicherung aus den ca.
10 000 Bohrlöchern in Norddeutschland und
400 Bohrlöchern in der deutschen Nordsee
keine großen Mengen CO2austreten, und was
beabsichtigt die Bundesregierung im Falle
eines Austritts zu tun?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann
vom 19. April 2011
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 13. April 2011 zur
Demonstration und Anwendung von Technologien zur Abscheidung,
zum Transport und zur dauerhaften Speicherung von Kohlendioxid
sieht den Nachweis der Langzeitsicherheit als einen zentralen Maß-
stab für die Planfeststellung eines Demonstrationsspeichers vor. Die
Langzeitsicherheit ist nur gegeben, wenn das gespeicherte Kohlendi-
oxid vollständig und auf unbegrenzte Zeit in dem Kohlendioxidspei-
cher zurückgehalten werden kann. Dazu gehört auch, dass kein Koh-
lendioxid aus alten Bohrlöchern freigesetzt wird. Dies hat der Betrei-
ber durch einen Sicherheitsnachweis zu belegen und zu überwachen;
die zuständige Landesbehörde hat den Kohlendioxidspeicher zu kon-
trollieren. Die zuständige Landesbehörde muss im Falle von Undich-
tigkeiten die entsprechenden Beseitigungsmaßnahmen anordnen.
Hierfür kommen unter anderem das Einstellen der Injektion, das Ab-
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dichten der Bohrlöcher und ggf. Maßnahmen zur Druckreduzierung
im Speicher selbst in Betracht.
36. Abgeordnete
Aydan
Özoğuz
(SPD)
Welche konkreten technischen Sicherungs-
maßnahmen an Geldspielautomaten sieht das
Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie vor, um zukünftig zu gewährleisten,
dass die Jugendschutzbestimmungen eingehal-
ten werden (vgl. Süddeutsche Zeitung vom
1. April 2011 „[...] Geräte müssen dann so ge-
sichert werden, dass sie nicht von Jugendlichen
bespielt werden können“), und in welchem
Zeitrahmen sollen diese technischen Verände-
rungen flächendeckend erfolgen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 20. April 2011
Auf Basis der Ergebnisse der Evaluation der Spielverordnung wer-
den die möglichen Änderungen der Spielverordnung derzeit geprüft
und beraten. Der aus der „Süddeutschen Zeitung“ vom 1. April
2011 zitierte Satz bezieht sich auf Geldspielgeräte in Gaststätten.
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie plant, die
Anzahl der in Gaststätten zulässigen Geräte von drei auf zwei Geräte
zu reduzieren. Außerdem sollen technische Sicherungsmaßnahmen
zur Einhaltung des Jugendschutzes, die bislang für Gaststätten nur
bei der Aufstellung von drei Geräten vorgeschrieben sind, künftig
auch für die Aufstellung von einem oder zwei Geräten verbindlich
sein. Einzelheiten einschließlich der Frage, welche Übergangsfristen
notwendig sind, werden noch geprüft. Es ist Ziel, die Änderung der
Spielverordnung – soweit möglich – gleichzeitig mit dem neuen
Glücksspielstaatsvertrag der Länder bis Ende 2011 zu verabschie-
den.
37. Abgeordnete
Dagmar
Ziegler
(SPD)
Welche Verbesserungen der regulatorischen
Rahmenbedingungen innerhalb des Kataloges
untergesetzlicher Maßnahmen zum Netzaus-
bau gemäß dem Eckpunktepapier des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie
für ein Netzausbaubeschleunigungsgesetz sind
geplant, und inwieweit wird in diesem Rahmen
die Erdverkabelung berücksichtigt?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann
vom 20. April 2011
Um die Investitionen für den forcierten Netzausbau bewältigen zu
können, wird derzeit erörtert, welche Anpassungen am regulatori-
schen Rahmen erforderlich sind. Hierzu ist auch eine spezielle Ar-
beitsgruppe im Rahmen der Plattform für „Zukunftsfähige Netze“
eingerichtet worden. Ziel der Bundesregierung ist eine schnelle Um-
setzung der ggf. erforderlichen Änderungen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
38. Abgeordnete
Birgitt
Bender
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gedenkt die Bundesregierung das Urteil des
Bundessozialgerichts vom 18. Januar 2011 zur
Übernahme der vollen Krankenversicherungs-
beiträge von privat krankenversicherten Bezie-
herinnen und Beziehern von Arbeitslosen-
geld II bis zur Höhe des abgesenkten Basis-
tarifs auch rückwirkend für den Zeitraum zwi-
schen Einführung der Versicherungspflicht
zum 1. Januar 2009 und dem Urteil des Bun-
dessozialgerichts umzusetzen, d. h. die aufge-
laufenen Schulden der Arbeitslosengeld-II-Be-
zieherinnen und -Bezieher bei den privaten
Krankenversicherungen von bis zu 4 300 Euro
pro Person zu übernehmen, und welche Kos-
ten wird dies verursachen?
39. Abgeordnete
Birgitt
Bender
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Falls nein, welche Auswirkung hätte dies auf
die Betroffenen, und würde damit nicht zum
Beispiel ein beruflicher Neustart stark be- oder
sogar verhindert?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 21. April 2011
Die Jobcenter zahlen in laufenden Fällen Zuschüsse zum Beitrag
von privat krankenversicherten Bezieherinnen und Beziehern von
Arbeitslosengeld II bis zur Höhe des halbierten Beitrages im Basista-
rif ab dem 18. Januar 2011. In nicht bestandskräftigen Fällen wird
der Zuschuss bis zu dieser Höhe auch rückwirkend gezahlt.

In bestandskräftigen Fällen ist die Zahlung eines Zuschusses für Zei-
ten vor der Entscheidung des Bundessozialgerichts nach der beste-
henden Rechtslage (§ 40 Absatz 2 Nummer 2 des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch – SGB II – i. V. m. § 330 Absatz 1 SGB III) nicht
möglich.

Die Bundesregierung prüft zurzeit, wie kurzfristig eine Lösung
herbeigeführt werden kann. Die Gespräche hierzu sind noch nicht
abgeschlossen.
40. Abgeordnete
Katja
Kipping
(DIE LINKE.)
Wie begründet die Bundesregierung die Aussa-
ge auf der Website des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales (www.bmas.de/portal/
50748), dass der Antrag auf rückwirkende Er-
stattung (Geldleistung) im Rahmen des Bil-
dungspakets (Lernförderung, Mittagessen in
Schule, Hort und Kita, eintägige Schulausflü-
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ge, Mitgliedschaft im Verein) zum 1. Januar
2011 einer Nachweispflicht per Beleg unter-
liegt?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 15. April 2011
Die angesprochene Passage auf der erwähnten Website des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) lautet wie folgt: „Die
Kosten für Lernförderung, Mittagessen in Schule, Hort und Kita,
eintägige Schulausflüge oder die Mitgliedschaft im Verein werden ab
sofort in der Regel von den Kommunen im Jobcenter übernommen.
Eine rückwirkende Erstattung zum 1. Januar 2011 ist möglich, wenn
Eltern bei den entsprechenden Stellen Anträge einreichen und Bele-
ge vorlegen“.

Geht bei den zuständigen Behörden ein Antrag auf Übernahme bzw.
Erstattung der Aufwendungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket
ein, haben die Behörden nach allgemeinen Verfahrensgrundsätzen
den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln; sie bedienen sich da-
bei der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen für er-
forderlich halten. Sie können insbesondere Auskünfte jeder Art ein-
holen, Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen,
Urkunden und Akten beiziehen und den Augenschein einnehmen
(vgl. die §§ 20, 21 Absatz 1 SGB X). Die Beteiligten – hierzu gehören
auch die Antragsteller – sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts
mitwirken, insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel
angeben (vgl. § 21 Absatz 2 SGB X). Die Anforderung, zusammen
mit der Antragstellung Belege einzureichen, aus denen sich das Vor-
liegen der Tatbestandsvoraussetzungen herleiten lässt, entspricht so-
mit den allgemeinen Verfahrensgrundsätzen und gilt nicht nur für
die Anträge auf rückwirkende Erstattung. Zudem handelt es sich im
Vergleich zu den anderen Möglichkeiten der Sachverhaltsermittlung
als das nächstliegende, einfachste und die Bürger am wenigsten belas-
tende Beweismittel.
41. Abgeordnete
Beate
Müller-Gemmeke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Tarifverträge in der Bundesrepublik
Deutschland sehen die Möglichkeit des Opt-
outs, also den Verzicht auf die Anwendung des
Artikels 6 der Richtlinie 2003/88/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates (wö-
chentliche Höchstarbeitszeit) vor, und in wie
vielen Fällen hat die zuständige Arbeitsschutz-
behörde von ihrem Recht Gebrauch gemacht,
das Opt-out zu verweigern oder einzuschrän-
ken?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 20. April 2011
In Deutschland wird von der Möglichkeit des sogenannten Opt-outs
in Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie 2003/88/EG (Verlängerung der
wöchentlichen Höchstarbeitszeit über 48 Stunden hinaus ohne Zeit-
ausgleich) nur in beschränktem Umfang Gebrauch gemacht. Nach
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§ 7 Absatz 2a des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) können die Tarifver-
tragsparteien für Arbeitszeiten, die regelmäßig und in erheblichem
Umfang aus Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst bestehen,
vereinbaren, die Arbeitszeit ohne Zeitausgleich über acht Stunden je
Werktag hinaus zu verlängern. Dabei muss durch besondere Rege-
lungen sichergestellt werden, dass die Gesundheit der Arbeitnehmer
durch die verlängerte Arbeitszeit nicht gefährdet wird. Die Verlän-
gerung der Arbeitszeit auf der Basis des Tarifvertrags ist nur dann
zulässig, wenn der einzelne Beschäftigte schriftlich einwilligt (§ 7 Ab-
satz 7 ArbZG).

In Deutschland gibt es rund 37 500 gültige Manteltarifverträge oder
Tarifverträge mit Mantelbestimmungen, davon sind rund 24 500 Fir-
mentarifverträge. Der Bundesregierung liegt keine Auswertung vor,
wie viele dieser Tarifverträge die Möglichkeit des Opt-outs vorsehen.
Bekannt ist, dass das Opt-out in Tarifverträgen insbesondere in den
Bereichen Krankenhaus, Rettungsdienst, Fahrbereitschaft, Wach-
und Sicherheitsgewerbe sowie (Werks-)Feuerwehr genutzt wird.

Abweichende tarifvertragliche Regelungen nach § 7 Absatz 2a
ArbZG können im Geltungsbereich eines entsprechenden Tarifver-
trags von nicht tarifgebundenen Arbeitgebern übernommen werden
(§ 7 Absatz 3 ArbZG).

Die Aufsichtsbehörde kann bei Arbeitsbereitschaft oder Bereit-
schaftsdienst in erheblichem Umfang in Bereichen, in denen Rege-
lungen üblicherweise nicht durch Tarifvertrag getroffen werden, das
Opt-out bewilligen, wenn dies aus betrieblichen Gründen erforder-
lich ist und die Gesundheit der Beschäftigten nicht gefährdet wird
(§ 7 Absatz 5 ArbZG). Der Bundesregierung liegen keine Erkennt-
nisse vor, ob und in welchem Umfang die zuständigen Landesbehör-
den das Opt-out zugelassen oder verweigert haben.
42. Abgeordnete
Beate
Müller-Gemmeke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gibt es eine bundesweite zeitliche Befristung
der Opt-out-Regelung, wenn ja, wann läuft
diese Befristung aus, und wird die Bundes-
regierung die Befristung aufheben oder verlän-
gern?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 20. April 2011
Die Regelung in § 7 Absatz 2a ArbZG ist unbefristet. Eine Ände-
rung des Gesetzes ist nicht vorgesehen.
43. Abgeordnete
Brigitte
Pothmer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Höhe sind Kosten durch die Frei-
betragsregelungen bei Erwerbstätigkeit nach
§ 30 SGB II (alte Fassung) seit 2005 jährlich
entstanden, und mit welchen jährlichen Kosten
rechnet die Bundesregierung auf Basis der Re-
gelung von Absetzbeträgen nach § 11b Ab-
satz 3 SGB II in der jetzt geltenden Fassung?
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 20. April 2011
Die Frage nach den Kosten der Freibetragsregelung bei Erwerbstä-
tigkeit kann nur im Rahmen einer wissenschaftlichen Analyse beant-
wortet werden; üblicherweise werden hier Simulationsrechnungen
durchgeführt. Ob die ermittelten Personenzahlen und Leistungsvolu-
men mit Erwerbseinkommen kausal der Freibetragsregelung zuzu-
rechnen sind, kann nicht eindeutig beantwortet werden. Dabei sind
insbesondere zwei gegenläufige Effekte zu bedenken:

1. Freibeträge für Hinzuverdienste setzen positive Arbeitsanreize
für Hilfebedürftige und verringern bei Beschäftigungsaufnahmen
den Leistungsumfang durch angerechnete Erwerbseinkommen.
Das Leistungsvolumen wird so verringert.

2. Durch die Schaffung von Freibeträgen können zuvor nichtbedürf-
tige Haushalte hilfebedürftig werden und ergänzend Leistungen
beziehen. Das Leistungsvolumen wird so erhöht. Der Nettoeffekt
ist a priori unbestimmt.

Die Entwicklung der erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-Bezieher
kann der Tabelle entnommen werden. Die statistische Berichterstat-
tung über Einkommen aus Erwerbstätigkeit reicht zurück bis Januar
2007 und in eingeschränkter Form bis in den Zeitraum Januar bis
September 2005. Erwerbstätige Arbeitslosengeld-II-Bezieher werden
dabei definiert als erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistun-
gen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende und gleichzeitig
Bruttoeinkommen aus abhängiger oder selbständiger Erwerbstätig-
keit beziehen und damit die Freibetragsregelung bei Erwerbstätigkeit
in Anspruch nehmen.

Auswertungen zu den Grundsicherungsleistungen für Bedarfsge-
meinschaften mit Erwerbseinkommen sind sehr aufwendig. Im
Durchschnitt des Jahres 2009 erzielten bundesweit 1,32 Millionen
Arbeitslosengeld-II-Bezieher in 1,18 Millionen Bedarfsgemeinschaf-
ten Einkommen aus Erwerbstätigkeit. Im Durchschnitt hatten Be-
darfsgemeinschaften, in denen die erwerbstätigen Arbeitslosengeld-
II-Bezieher lebten, einen Zahlungsanspruch auf 779 Euro im Ver-
gleich zu 876 Euro bei Bedarfsgemeinschaften ohne Erwerbseinkom-
men. Bei diesem Vergleich ist zu berücksichtigen, dass Bedarfsge-
meinschaften mit Erwerbseinkommen im Durchschnitt größer sind
als Bedarfsgemeinschaften ohne Erwerbseinkommen und deshalb
einen größeren Leistungsbedarf haben. In der Jahressumme beläuft
sich der Zahlungsanspruch von Bedarfsgemeinschaften mit mindes-
tens einem Erwerbstätigen auf 11,01 Mrd. Euro.
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Tabelle: Erwerbstätige Arbeitslosengeld II-Bezieher

Zeit eHb erwerbstätige Alg II-Bezieher

absolut absolut Anteil in % an Sp. 1

1 2  3

2005 bis September 5.152.755 949.905 18,4

2007 5.276.609 1.219.981 23,1

2008 5.009.872 1.321.671 26,4

2009 4.907.759 1.324.809 27,0

2010

Januar 4.942.495 1.347.093 27,3

Februar 5.004.453 1.342.699 26,8

März 5.036.643 1.358.541 27,0

April 5.026.326 1.380.259 27,5

Mai 4.992.080 1.395.562 28,0

Juni 4.957.291 1.404.188 28,3

Juli 4.924.729 1.411.355 28,7

August 4.868.411 1.405.344 28,9

September 4.805.409 1.399.904 29,1

Oktober 4.749.979 1.397.690 29,4

November 4.705.843 1.378.214 29,3

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit

Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Kostenschätzun-
gen über die Regelung von Absetzbeträgen nach § 11b Absatz 3
SGB II in der geltenden Fassung vor.
44. Abgeordnete
Brigitte
Pothmer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem Umfang wurde die Freie Förde-
rung nach § 16f SGB II seit 2009 jährlich in
Anspruch genommen (bitte unter Angabe der
Anzahl geförderter Personen und Einmalför-
derungen sowie des finanziellen Gesamtvolu-
mens und der damit erreichten Ausschöpfung
des Maximalvolumens von 10 Prozent der Mit-
tel für Leistungen zur Eingliederung), und in
welchem Umfang wurde die Erprobung inno-
vativer Ansätze nach § 421h SGB III seit 2009
jährlich in Anspruch genommen (bitte unter
Angabe der Anzahl der gestellten Anträge und
der davon genehmigten Anträge, des jeweils
genehmigten Projektvolumens, der jeweiligen
Ablehnungsgründe sowie unter Angabe des
finanziellen Gesamtvolumens und der damit
erreichten Ausschöpfung des Maximalvolu-
mens von 1 Prozent der Ermessensleistungen
der aktiven Arbeitsförderung)?
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 20. April 2011
Im Haushaltsjahr 2009 wurden in der Jahressumme 40 645 Anträge
auf Freie Förderung nach § 16f SGB II bewilligt. Der durchschnittli-
che Bestand betrug 7 897 Teilnehmer. Von den 542,9 Mio. Euro zu-
geteilten Haushaltsmitteln für die Freie Förderung (10 Prozent des
Ansatzes für Eingliederungsleistungen nach dem SGB II) wurden im
Bereich der Bundesagentur für Arbeit 51,5 Mio. Euro ausgegeben,
was einem Ausschöpfungsgrad des zugeteilten Budgets von 9,5 Pro-
zent entspricht.

Im Haushaltsjahr 2010 wurden in der Jahressumme 61 658 Anträge
auf Freie Förderung nach § 16f SGB II bewilligt. Durchschnittlich
19 831 Teilnehmer/-innen nahmen dieses Förderinstrument in An-
spruch. Insgesamt wurden im Bereich der Bundesagentur für Arbeit
96,9 Mio. Euro ausgegeben, was einem Ausschöpfungsgrad von
17,9 Prozent der zugeteilten Budgets für die Freie Förderung, also
542 Mio. Euro entspricht.

Im Haushaltsjahr 2009 wurden keine Leistungen für die Erprobung
innovativer Ansätze gemäß § 421h SGB III in Anspruch genommen.
Demgegenüber wurden im Haushaltsjahr 2010 673 132 Euro für das
Modell „Qualifizierungsverbünde von KMU“ (KMU = kleinere und
mittlere Unternehmen) in Anspruch genommen. Dies entspricht
0,02 Prozent der im Eingliederungstitel für Ermessensleistungen der
aktiven Arbeitsförderung eingeplanten Mittel in Höhe von
4,26 Mrd. Euro. Die Einschränkung des § 421h Absatz 1 Satz 1
SGB III wurde somit eingehalten.

Im Jahr 2009 wurde von den 47 eingereichten Vorschlägen lediglich
das Modell „Qualifizierungsverbünde KMU“ genehmigt, welches
am 23. November 2009 begann. Viele der eingereichten Ideen fallen
nicht in den Zuständigkeitsbereich der Bundesagentur für Arbeit.
Des Weiteren wird der Großteil der Vorschläge bereits durch die
vorhandenen Regelinstrumente (insbesondere die §§ 45 und 46
SGB III) abgedeckt. Von den 42 im Jahr 2010 eingereichten Vor-
schlägen wurden keine Projektvorschläge identifiziert, die nicht über
die vorhandenen Regelinstrumente umgesetzt werden können. Er-
neut fiel ein Großteil der eingereichten Ideen in den Verantwortungs-
bereich anderer Leistungsträger (z. B. Krankenversicherung, Länder
oder Kommunen). Somit wurden keine neuen Modellerprobungen
gestartet.
45. Abgeordneter
Dr. Ilja
Seifert
(DIE LINKE.)
Welche „gezielten Gespräche“ zum Thema
Kindergeldabzweigung hat das BMAS mit den
zuständigen Behörden auf Bundes-, Landes-
und Kommunalebene bereits geführt, um wie-
der „auf eine Beibehaltung der bisherigen
gesetzeskonformen Verwaltungspraxis hinzu-
wirken“ (siehe Schreiben des BMAS vom
16. Februar 2011 an den Kreisverband Anhalt
Bitterfeld), und welche Ergebnisse bzw.
Schlussfolgerungen gibt es diesbezüglich?
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Antwort des Staatssekretärs Andreas Storm
vom 19. April 2011
Auf Initiative des BMAS hat zum Thema Abzweigung des Kinder-
geldes ein Ressortgespräch zwischen den Bundesministerien der
Finanzen, für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und für Arbeit
und Soziales stattgefunden. Ferner hat sich auf Länderebene die
Konferenz der Obersten Landessozialbehörden (KOLS) unter Be-
teiligung von Vertretern der kommunalen Spitzenverbände am
25. März 2011 mit der Frage der Abzweigung des Kindergeldes be-
fasst und im Ergebnis darum gebeten, dass das BMAS der KOLS sei-
ne Rechtsauffassung schriftlich zur Verfügung stellt, damit die Län-
der diese an die Träger der Sozialhilfe weiterleiten können. In diesem
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Bundesregierung
nach der Verfassungsordnung keine Weisungsrechte gegenüber den
Trägern der Sozialhilfe besitzt.
46. Abgeordnete
Johanna
Voß
(DIE LINKE.)
Wie viele Leiharbeiter waren, ausgehend von
dem letzten Monat, für den Zahlen vorliegen,
in den letzten zwölf Monaten in deutschen
Atomkraftwerken beschäftigt, und wie hoch ist
ihr prozentualer Anteil an der Stammbeleg-
schaft (bitte für jeden Monat einzeln auflis-
ten)?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 19. April 2011
Der Bundesregierung liegen keine statistischen Daten darüber vor,
ob und in welchem Umfang Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeit-
nehmer in deutschen Atomkraftwerken eingesetzt werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
47. Abgeordnete
Petra
Crone
(SPD)
Zu welchen Ergebnissen kommt das vom Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (BMELV) in Auftrag
gegebene Gutachten zum Abprallverhalten
von bleifreier und bleihaltiger Munition (dieses
sollte bis zum 31. Oktober 2010 fertiggestellt
sein), und wann wird dieses veröffentlicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser
vom 21. April 2011
Aufgrund technischer Schwierigkeiten beim Versuchsaufbau – hier
wurde Neuland beschritten – konnten die ursprünglich geschätzten
Zeiten nicht eingehalten werden. Auch verzögerten Lieferschwierig-
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keiten bei der bleifreien Munition den Versuchsbeginn. Insofern liegt
die Auswertung erst seit Anfang April 2011 vor und wird zurzeit mit
Ballistikexperten ausgewertet. Es ist vorgesehen, Ende Mai 2011 die
Ergebnisse vorzustellen.
48. Abgeordnete
Dr. Kirsten
Tackmann
(DIE LINKE.)
Welche EU-rechtskonformen Möglichkeiten
gibt es für die nationale Gesetzgebung in EU-
Mitgliedstaaten zur Beschränkung des Flä-
chenerwerbs mit dem Ziel der Verhinderung
übermäßiger Konzentration von Bodeneigen-
tum bei einzelnen Personen, und hält die
Bundesregierung Regelungen für nötig wie
z. B. in der Ukraine, wo Bodeneigentum auf
900 bis 2 100 Hektar pro Person beschränkt
werden soll?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser
vom 19. April 2011
In der Bundesrepublik Deutschland liegen keine Anzeichen dafür
vor, dass die Konzentration des Eigentums bei einzelnen Personen
über das Maß hinausgeht, das in einer von Wettbewerb und Markt-
wirtschaft geprägten Gesellschaft zu erwarten ist. Insbesondere ist
nicht erkennbar, dass die gegenwärtige Verteilung des Bodeneigen-
tums dem Funktionssinn der Eigentumsgewährleistung des Grundge-
setzes widerspricht oder eine latente Gefahr für die Gesellschaftsord-
nung darstellt. Es besteht daher kein Anlass, eine Beschränkung des
Bodeneigentums pro Person einzuführen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
49. Abgeordnete
Viola von
Cramon-
Taubadel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie setzen sich die „einsatzbedingten Zusatz-
zahlungen am Stützpunkt Termez“ (vgl. Bun-
destagsdrucksache 17/2026 (neu)) der Bundes-
wehr auch unter Berücksichtigung der Zahlun-
gen in 2010 zusammen (bitte aufschlüsseln
nach Miete, Investitionen in die Infrastruktur
des Flughafens, technische Ausrüstung, Auf-
rüstung des Flugleitsystems, Training oder
Ausbildung von Fluglotsen, andere Investitio-
nen in die Basis)?
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50. Abgeordnete
Viola von
Cramon-
Taubadel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Werden die einsatzbedingten Zusatzzahlungen
der Bundeswehr in Termez (vgl. Bundestags-
drucksache 17/2026 (neu)) direkt von der Bun-
deswehr an die usbekische Regierung geleistet,
oder sind andere Institutionen die Direktemp-
fänger (bitte auflisten nach Empfänger der
Leistungen und Zuordnung der Höhe der Leis-
tungen)?
51. Abgeordnete
Viola von
Cramon-
Taubadel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Leistet die Bundesregierung neben den auf
Bundestagsdrucksache 17/2026 (neu) genann-
ten Summen weitere Ausgleichsleistungen für
die Nutzung von Termez (bitte aufschlüsseln
nach Investitionen in die Infrastruktur, in die
Ausbildung von usbekischen Fluglotsen oder
Militärs, weitere Zahlungen)?
Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Antworten zu den
Schriftlichen Fragen 49 bis 51 des Parlamentarischen Staatssekretärs
Thomas Kossendey vom 15. April 2011 als „VS – nur für den
Dienstgebrauch“ eingestuft.

Die Antworten sind in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun-
destages hinterlegt und können dort nach Maßgabe der Geheim-
schutzordnung eingesehen werden.
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52. Abgeordneter
Omid
Nouripour
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen Regelungen plant die Bundesre-
gierung sicherzustellen, dass Minderjährige,
die künftig als Freiwillige Dienst bei der Bun-
deswehr leisten, ihren Dienst durch einseitige
Erklärung jederzeit beenden können, ohne sich
eines Verstoßes gegen die Pflicht der militä-
rischen Dienstleistung nach dem Wehrstrafge-
setz (WStG) strafbar zu machen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Thomas Kossendey
vom 13. April 2011
Minderjährige benötigen für die Verpflichtung zum Dienst in der
Bundeswehr die Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreterinnen und
Vertreter oder deren Ermächtigung.

In den ersten sechs Monaten (Probezeit) des vorgesehenen freiwilli-
gen Wehrdienstes besteht für die entsprechend Dienst Leistenden
eine jederzeitige Kündigungsmöglichkeit. Darüber hinaus – und so-
mit auch nach der Probezeit – können sie ihre Entlassung beantra-
gen. Dies kommt beispielsweise dann in Betracht, wenn das Verblei-
ben in der Bundeswehr für sie wegen persönlicher, insbesondere
häuslicher, beruflicher oder wirtschaftlicher Gründe eine besondere
Härte bedeuten würde.

Für die Einstellung von Minderjährigen als Soldatinnen auf Zeit und
Soldaten auf Zeit gilt Vergleichbares. Jedes Dienstverhältnis einer
Soldatin auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit kann in den ersten
sechs Dienstmonaten unter dem Vorbehalt eines Widerrufs der Ver-
pflichtungserklärung begründet werden. Die Inanspruchnahme die-
ses Widerrufsrechts ist dabei jederzeit und ohne Angabe von Grün-
den möglich und führt zu einer unverzüglichen Beendigung des
Dienstverhältnisses. Aus den gleichen Gründen wie bei den freiwilli-
gen Wehrdienst Leistenden ist in Bezug auf diesen weiteren Perso-
nenkreis einem Antrag auf Entlassung stattzugeben, wenn das Ver-
bleiben im Dienst eine besondere Härte bedeuten würde.

Für Minderjährige bestehen ausreichende rechtliche Möglichkeiten,
um die Streitkräfte kurzfristig wieder verlassen zu können. Unab-
hängig vom Status ist daher nicht geplant, Minderjährigen darüber
hinaus die Möglichkeit einer einseitigen Beendigung dieses Wehr-
dienstverhältnisses einzuräumen.

Durch entsprechende Erlasse ist zudem sichergestellt, dass minder-
jährige Soldatinnen und Soldaten außerhalb der militärischen Ausbil-
dung keine Funktionen ausüben, in denen sie zum Einsatz der Waffe
gezwungen sein könnten. Der Gebrauch der Waffe ist bei minderjäh-
rigen Soldatinnen und Soldaten allein auf die Ausbildung beschränkt
und unter strenge Aufsicht gestellt. Minderjährige Soldatinnen und
Soldaten werden ferner zu Einsätzen der Bundeswehr nicht herange-
zogen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
53. Abgeordnete
Petra
Crone
(SPD)
Wie wird das Angebot Freiwilligendienste aller
Generationen (FDaG) in den unterschiedli-
chen Regionen Deutschlands angenommen,
bzw. wie viele Teilnehmer hat es (bitte Auf-
schlüsselung nach Bundesländern)?
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Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
Bis zum Ende des zweiten Programmjahres haben sich insgesamt
5 069 Freiwillige im Profil des Freiwilligendienstes aller Generatio-
nen engagiert. Die Aufteilung nach Ländern entnehmen Sie bitte der
nachfolgenden Aufstellung:
54. Abgeordnete
Petra
Crone
(SPD)
Inwiefern wirbt die Bundesregierung auch und
vor allem im ländlichen Raum Senioren für die
Freiwilligendienste aller Generationen an?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
Die Freiwilligendienste aller Generationen sind ein attraktives Enga-
gementangebot besonders für ältere Menschen: 52 Prozent der Frei-
willigen sind 55 Jahre alt und älter, 23 Prozent der Freiwilligen min-
destens 65 Jahre alt. Mit den Beratungs- und Qualifizierungsbaustei-
nen in den Ländern sowie den Leuchtturmprojekten wurden Struktu-
ren geschaffen, durch die besonders auch im ländlichen Raum Enga-
gementangebote für Seniorinnen und Senioren im Profil der Freiwil-
ligendienste aller Generationen entstanden sind. Die Tätigkeiten sind
vielfältig: Beispielsweise engagieren sich ältere Menschen als so ge-
nannte Standortlotsen, die, insbesondere auch in strukturschwachen
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Gebieten, im Sozialraum Bedarfe ermitteln und Engagementangebo-
te entwickeln bzw. vermitteln. Gerade auch im ländlichen Raum en-
gagieren sich Ältere für Ältere, etwa durch Aufbau und Stärkung be-
darfsgerechter und tragfähiger Versorgungs- und Unterstützungs-
strukturen z. B. durch nachbarschaftliche Hilfs- und Besuchsdienste.
Weitere Einsatzfelder für Seniorinnen und Senioren im ländlichen
Raum sind u. a. Pflegebegleitung, Familienpaten oder begleitetes Eh-
renamt für Menschen mit Behinderung.

Die Gewinnung der Freiwilligen erfolgt mit Unterstützung der Mobi-
len Teams vor Ort. Die begleitende Öffentlichkeitsarbeit zum Pro-
gramm (Website, Broschüren, Flyer) kommt allen Akteuren der Frei-
willigendienste aller Generationen zugute.
55. Abgeordnete
Petra
Crone
(SPD)
Wie berücksichtigt die Bundesregierung insbe-
sondere die Situation in Kommunen, deren
finanzielle Situation eine Weiterförderung der
Modellprogramme Freiwilligendienste aller
Generationen und/oder Mehrgenerationen-
häuser nicht zulässt, bzw. wie bewertet sie die
Tatsache, dass durch das Wegbrechen der Bun-
desförderung diese Einrichtungen zum Teil
nicht aufrechterhalten werden können?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFsFJ) prüft, ab 2012 ein Aktionsprogramm Mehrgenerationen-
häuser II aufzulegen. Dabei soll es um ein Folgeprogramm mit ver-
änderter Schwerpunktsetzung gehen, welches sich auch an Träger
richtet, die bisher nicht über das Aktionsprogramm gefördert wer-
den. Ziel ist nicht die Weiterförderung der bestehenden 500 Einrich-
tungen. Schon aus haushaltsrechtlichen Gründen ist eine unveränder-
te Weiterfinanzierung als Dauerförderung nicht zulässig, da der
Bund für Projekte auf lokaler Ebene keine dauerhafte Förderkompe-
tenz besitzt.

Die gezielte Einbindung der Kommunen ist wichtig, da im laufenden
Programm das Engagement der Standortkommunen als ein zentraler
Erfolgsfaktor für die Häuser erkennbar ist. Dieser soll gestärkt und
gleichzeitig ein entscheidender Beitrag zur Nachhaltigkeit der Häu-
ser geleistet werden. Um den Belangen finanzschwacher Gemeinden
Rechnung zu tragen, soll der Finanzierungsanteil der Kommune
auch in Form von Sachleistungen (Bereitstellung von Räumlichkei-
ten und/oder Personal) erbracht werden können. Daneben soll es die
Möglichkeit geben, dass auch das Land den Kofinanzierungsanteil
übernehmen kann.

Kommunen, die sich erfolgreich um die Teilnahme an den Program-
men bewerben, muss klar sein, dass ein Modellprojekt nur befristet
gefördert werden kann.

Die Folgekosten nach Auslaufen der Förderung sind daher von der
Kommune zu tragen. Auch kann unterstellt werden, dass eine Kom-
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mune einen solchen Antrag unter Berücksichtigung der eigenen Fi-
nanzsituation stellt. Sollte sich die Finanzsituation nach Antragstel-
lung dramatisch verschlechtert haben, ist die Möglichkeit der Auf-
bringung von Eigenmitteln als Voraussetzung einer Fortführung der
Einrichtung oder einer weiteren Förderung bei Haushaltssicherungs-
kommunen im Dialog zwischen der Kommune und der zuständigen
Kommunalaufsicht zu klären. So hat das Land zum Beispiel die
Möglichkeit, Teile der Eigenmittel anstelle der Kommunen zu über-
nehmen. Der Bund hat darauf keinen Einfluss.
56. Abgeordneter
Michael
Gerdes
(SPD)
Inwiefern ist im Rahmen der Freiwilligen-
dienste aller Generationen der Mindestumfang
von 60 Stunden Weiterbildung pro Jahr bei
einem Minimum von acht Stunden Engage-
ment angemessen geregelt?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 21. April 2011
Freiwilligendienste sind immer auch als Bildungs- und Orientierungs-
angebote zu verstehen. Sie eröffnen die Chance zum informellen Ler-
nen, indem Freiwillige das Spektrum ihrer persönlichen Lebenserfah-
rungen durch die Erfahrungen im Einsatz erweitern. Zugleich bieten
sie Zugänge zu systematischem Lernen in außerschulischen und
außerberuflichen Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen. Die
Freiwilligendienste aller Generationen tragen diesem Anspruch
durch entsprechende Qualifizierungsangebote Rechnung, die auf
den vorhandenen Kompetenzen der Freiwilligen aufbauen. Der ge-
setzlich garantierte Qualifizierungsanspruch im Umfang von mindes-
tens durchschnittlich 60 Stunden je Jahr (§ 2 Absatz 1a SGB VII) ist
zentral für seine Identität als Freiwilligendienst.

Die Angebote zur Qualifizierung in den Freiwilligendiensten aller
Generationen bewegen sich entsprechend den zu vermittelnden In-
halten zwischen festgelegten fachlichen Curricula und offenen modu-
laren Angeboten, aus denen die Engagierten frei auswählen können.
Neben trägereigenen Qualifizierungsmaßnahmen können über Bil-
dungsgutscheine passende Angebote von Volkshochschulen und an-
deren anerkannten Bildungseinrichtungen wahrgenommen werden.
57. Abgeordneter
Michael
Gerdes
(SPD)
Welche Regelungen sind im Rahmen des Bun-
desfreiwilligendienstgesetzes vorgesehen, um
die Vielfalt der Lebenssituation älterer Men-
schen (z. B. Anschlussfähigkeit an Altersteil-
zeit, Sabbatjahre, Arbeitslosigkeit, Arbeitsgele-
genheiten mit Mehraufwandsentschädigungen)
und ihrem Bedürfnis nach Flexibilität gerecht
zu werden?
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Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 21. April 2011
Das Gesetz zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes trägt
auch den Bedürfnissen und Qualifikationen älterer Freiwilliger Rech-
nung.

So wird die Möglichkeit eines Bundesfreiwilligendienstes von mehr
als 20 Wochenstunden geregelt, der insbesondere attraktiv ist für äl-
tere Menschen, die sich nicht Vollzeit engagieren können oder wol-
len. Durch diese Mindeststundenzahl wird gleichzeitig sichergestellt,
dass der Bundesfreiwilligendienst (wie auch die Jugendfreiwilligen-
dienste) nur als Hauptbeschäftigung durchgeführt werden kann und
dadurch von anderem bürgerschaftlichem Engagement, das von vie-
len Millionen Menschen in Deutschland im Umfang einiger Wochen-
stunden in allen Bereichen der Gesellschaft ausgeübt wird, unter-
schieden bleibt.

Das Gesetz sieht weiter vor, dass ältere Menschen an den im Rah-
men der pädagogischen Begleitung stattfindenden Seminaren in
angemessenem Umfang teilnehmen. Auf diese Weise wird dem Wis-
sens- und Erfahrungsvorsprung Älterer gegenüber den jüngeren Teil-
nehmern entsprochen.

Der Bundesfreiwilligendienst steht auch arbeitslosen Menschen je-
den Alters offen. Entsprechend den bestehenden Jugendfreiwilligen-
diensten (FSJ – Freiwilliges Soziales Jahr –/FÖJ – Freiwilliges Öko-
logisches Jahr) gilt vom Taschengeld, das ein Teilnehmer am Bundes-
freiwilligendienst erhält, ein Betrag in Höhe von 60 Euro nicht als zu
berücksichtigende Einnahme. Außerdem kann ein volljähriger Hilfe-
bedürftiger vom Einkommen in der Regel nach § 11b Absatz 1
Satz 1 Nummer 3 SGB II i. V. m. § 6 der Arbeitslosengeld-II-Verord-
nung einen Betrag in Höhe von 30 Euro monatlich für die Beiträge
zu privaten Versicherungen sowie ggf. Beiträge zur Kfz-Haftpflicht-
versicherung absetzen.
58. Abgeordneter
Michael
Gerdes
(SPD)
In welcher Weise entsprechen das Bundesfrei-
willigendienstgesetz und die vorgesehene Al-
tersöffnung dem Vorhaben der Bundesregie-
rung, parallele Förderstrukturen zu vermeiden
beziehungsweise abzubauen?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 21. April 2011
Das Bundesfreiwilligendienstgesetz ist so gestaltet, dass Doppelstruk-
turen vermieden werden und eine schlanke Verwaltung gewährleistet
ist, die die vorhandenen Kompetenzen und Ressourcen der zivil-
gesellschaftlichen Träger nutzt und auf dem aufbaut, was sich bereits
bewährt hat.
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59. Abgeordnete
Christel
Humme
(SPD)
Wie genau plant die Bundesregierung die An-
kopplung der Freiwilligendienste aller Genera-
tionen an die Mehrgenerationenhäuser, und
was unternimmt sie, um gezielte Werbung –
zusätzlich in den Städten und Gemeinden, in
denen keine Mehrgenerationenhäuser existie-
ren – kontinuierlich sicherzustellen?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
Durch Kooperationen mit den Mehrgenerationenhäusern, aber auch
anderen potenziellen Partnern, zum Beispiel den Seniorenbüros,
Freiwilligenagenturen oder Integrationsagenturen kann es gelingen,
die Freiwilligendienste aller Generationen nachhaltig in die Strategie
kommunaler Engagementförderung einzubinden.

Freiwilligendienste aller Generationen sind attraktive Angebote, be-
sonders für Menschen in Übergangsphasen. Auch sprechen sie be-
sonders ältere Menschen an; dies gilt sowohl für Freiwillige als auch
Adressaten des Engagements.

Der Schwerpunkt „Freiwilliges Engagement“ im neuen Konzept der
Mehrgenerationenhäuser kann daher genutzt werden, um bedarfs-
orientiert weitere Engagementangebote von und für Ältere aus dem
Freiwilligendienst aller Generationen in die Mehrgenerationenhäu-
ser zu integrieren.

Freiwilligendienste aller Generationen eignen sich insbesondere für
koordinierende Tätigkeiten (beispielsweise Sozialpaten/Demografie-
lotsen), die einen gewissen zeitlichen Umfang, eine hohe Verbindlich-
keit des Engagements sowie die Qualifizierung der Engagierten er-
fordern. Über Koordinatorenfunktionen im FDaG-Format gelingt
es, weitere Ehrenamtliche für definierte Aufgaben zu gewinnen. Die-
se Erfahrungen können bei einer Einbindung des Freiwilligendiens-
tes aller Generationen in die Mehrgenerationenhäuser berücksichtigt
werden. So können Mehrgenerationenhäuser – je nach lokalem Be-
darf – bewährte Engagementformate aus dem Freiwilligendienst aller
Generationen übernehmen, etwa bestimmte fest umrissene Curricula
wie Pflegebegleiter, Familien- und Sozialpaten, Engagementlotsen.
60. Abgeordnete
Christel
Humme
(SPD)
Inwieweit sind die Träger der Freiwilligen-
dienste aller Generationen vor Ort in die Pla-
nungen, die Freiwilligendienste aller Genera-
tionen an die Mehrgenerationenhäuser anzu-
koppeln, eingebunden, und wie stark ist die
Vernetzung der Träger mit den Mehrgenera-
tionenhäusern fortgeschritten?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
Im April 2011 haben zwei Sitzungen mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Länderministerien und der Mobilen Teams stattgefunden, in
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denen Möglichkeiten der Kooperation künftiger Mehrgenerationen-
häuser mit Blick auf die Freiwilligendienste aller Generationen erör-
tert wurden. Die Träger vor Ort werden über die Mobilen Teams in
die Planungen einbezogen.

Die im zweiten Programmjahr der Freiwilligendienste aller Genera-
tionen durchgeführte Evaluation zeigt, dass rund 19 Prozent der Trä-
ger der Freiwilligendienste aller Generationen (Leuchtturmprojekte
wie auch neue Standorte) eine Verbindung zum Aktionsprogramm
Mehrgenerationenhäuser aufweisen. In einigen Fällen liegt eine
strukturelle Kopplung zwischen dem Aktionsprogramm Mehrgene-
rationenhäuser und den Freiwilligendiensten aller Generationen vor.
Hier sind Leuchtturmprojekte im Mehrgenerationenhaus selbst ange-
siedelt, beispielsweise in Merzig, Ingoldstadt, auf Rügen oder im lan-
desgeförderten Leuchtturm in Geesthacht. In anderen Fällen wird
der Freiwilligendienst aller Generationen als Teilprojekt in Mehrge-
nerationenhäusern umgesetzt (z. B. Ratingen, Mühlhausen). Im Üb-
rigen liegen Kooperationen zwischen Freiwilligendiensten aller Ge-
nerationen und Mehrgenerationenhäusern in verschiedenen Formen
und Intensitätsgraden vor. Häufig wurde z. B. der Kontakt zum
Mehrgenerationenhaus seitens der Projekte genutzt, um potenzielle
Freiwillige anzusprechen. In darüber hinausgehenden Kooperatio-
nen konnten einige Leuchtturmprojekte Mehrgenerationenhäuser als
Einsatzstellen gewinnen (z. B. Grimma, Oberbergischer Kreis).
61. Abgeordnete
Monika
Lazar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Form der Kooperation strebt die Bun-
desregierung zwischen den verschiedenen
Koordinierungsstellen der Frauenhäuser, un-
ter anderem dem „Bundesverband der Frauen-
beratungsstellen und Frauennotrufe“ (bff) der
„Frauenhauskoordinierung e. V.“ (FHK) so-
wie der „Zentralen Informationsstelle Autono-
mer Frauenhäuser“ (ZIF) an?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
Das BMFSFJ unterstützt derzeit die Ausbildung einer konzentrier-
ten Kooperationsstruktur des Frauenunterstützungssystems im Be-
reich Gewalt gegen Frauen auf Bundesebene. Hierbei geht es um die
Schaffung einer starken gemeinsamen Interessenvertretung zum The-
ma Gewalt gegen Frauen, die bundespolitisch Gewicht hat, Einfluss
nehmen kann und für gewaltbetroffene Frauen, für Institutionen und
für die Politik eine bundeszentrale Ansprechpartnerin ist.

Das BMFSFJ hat den Prozess der weiteren Vernetzung des Frauen-
unterstützungssystems auf Bundesebene angestoßen und fördert hier-
für bis Dezember 2011 die Erarbeitung von Vorschlägen für die
Neugestaltung der Vernetzungsstruktur auf Bundesebene (Zukunfts-
werkstatt).

Davon unberührt bleiben die laufende Förderung der FHK und des
bff sowie die Förderung der jährlichen Fachtagungen. An dem Pro-
jekt „Zukunftswerkstatt“ sind die vom BMFSFJ geförderten Vernet-
zungsstellen bff und FHK sowie die ZIF beteiligt. Dies schließt nicht
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aus, dass an einer künftigen Dachstruktur auch andere Verbände
oder Unterstützungseinrichtungen beteiligt werden. Inhaltliche Vor-
gaben der Bundesregierung für die Erarbeitung der Vorschläge gibt
es nicht.
62. Abgeordnete
Aydan
Özoğuz
(SPD)
Befürwortet die Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, Dr. Kristina
Schröder, den Vorschlag der Drogenbe-
auftragten der Bundesregierung, Mechthild
Dyckmans, vom 9. Februar 2011 Geldspiel-
automaten in Gaststätten, Einkaufszentren
und Tankstellen im Hinblick auf die oftmals
mangelhafte Einhaltung der Jugendschutz-
bestimmungen zu verbieten, und wenn nein,
warum nicht (bitte mit Begründung)?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 19. April 2011
In der Öffentlichkeit darf Kindern und Jugendlichen das Spielen an
Geldspielautomaten nach § 6 Absatz 2 des Jugendschutzgesetzes
nicht gestattet werden. Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot kön-
nen durch die zuständigen Behörden in den Ländern gemäß § 28 Ab-
satz 5 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 8 des Jugendschutzge-
setzes mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro und unter bestimmten
Voraussetzungen nach § 27 Absatz 2 des Jugendschutzgesetzes
durch die Strafverfolgungsbehörden mit einer Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder mit Geldstrafe geahndet werden.

Darüber hinaus hat in Gaststätten der Gastwirt bei bis zu zwei aufge-
stellten Geräten nach § 3 Absatz 1 Satz 2 der Spielverordnung durch
eine ständige Aufsicht, bei drei aufgestellten Geldspielautomaten
durch zusätzliche technische Sicherungsmaßnahmen zu gewährleis-
ten, dass keine Kinder und Jugendlichen das Gerät bespielen.

Nach einer im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Technologie durchgeführten Untersuchung (Studie des Instituts für
Therapieforschung – IFT) gibt es Hinweise auf Verstöße gegen das
Spielverbot für Jugendliche in Gaststätten. Dies wird auch durch
eine aktuelle Studie der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BZgA) zum Glücksspielverhalten in Deutschland bestätigt, wo-
nach 2,3 Prozent der befragten Jugendlichen (16 bis 17 Jahre) entge-
gen dem in § 6 Absatz 2 des Jugendschutzgesetzes enthaltenen Ver-
bot in den Jahren 2007 und 2009 an Geldspielgeräten gespielt haben.

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, dass der Jugend-
schutz beim Automatenspiel in Gaststätten verstärkt werden muss.

Es bedarf einer Optimierung des Vollzugs der Regelungen des Ju-
gendschutzgesetzes sowie verstärkter Initiativen und Maßnahmen
der Sensibilisierung und Akzeptanzförderung. Hierzu gibt es bereits
eine Vielzahl und Vielfalt von Maßnahmen und erfolgreichen Projek-
ten der Bundesregierung. Beispielhaft ist auf das Internetangebot des
BMFSFJ „www.jugendschutzaktiv.de“ hinzuweisen, das sowohl
Gewerbetreibende und Veranstalter als auch Eltern und Erziehende
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sowie alle Interessierten über die gesetzlichen Bestimmungen zum
Jugendschutzgesetz informiert.

Wie im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP vorgese-
hen, gilt es nun, diese Maßnahmen im Rahmen eines Nationalen
Aktionsplanes gemeinsam mit Ländern, Kommunen, Verbänden
und der Wirtschaft zu optimieren und zu vernetzen.

Darüber hinaus ist im Rahmen der Novellierung der Spielverord-
nung von der Bundesregierung geplant, die in Gaststätten höchstzu-
lässige Zahl von Spielgeräten von drei auf zwei herabzusetzen. Zu-
sätzlich müssen beide Geräte so gesichert werden, dass sie nicht von
Jugendlichen bespielt werden können.

In dem Evaluationsbericht des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie zur Novelle der Spielverordnung, der dem Bundes-
tag vorliegt, werden weitere Vorschläge zur Verbesserung des Spie-
lerschutzes unterbreitet, von denen auch und gerade Jugendliche pro-
fitieren sollen, und zwar unter anderem

– Stärkung der Instrumente zur Früherkennung von Fehlentwick-
lungen und zum schnellen Eingreifen insbesondere durch fortlau-
fende Beobachtung der Umsetzung der Spielverordnung durch ein
wissenschaftliches Institut,

– Erweiterung der Ordnungswidrigkeitentatbestände (u. a. durch
Einbeziehung bisher nicht bewehrter Vorschriften der Spielverord-
nung) und Erhöhung der Geldbußen,

– Stärkung der Qualifikation von Aufstellern/Personal, u. a. durch
Sachkundeanforderungen hinsichtlich Jugend- und Spielerschutz,

– Förderung von Sozialkonzepten.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass mit dem Jugendschutz-
gesetz und mit den von der Bundesregierung geplanten weiteren
Maßnahmen, die derzeit noch geprüft werden, ausreichende Rege-
lungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor den Gefahren
des Glücksspiels bei Geldautomaten geschaffen sein werden. Wichtig
ist an erster Stelle, dass die gesetzlichen Regelungen dann auch ein-
gehalten und konsequent umgesetzt werden.
63. Abgeordneter
Sönke
Rix
(SPD)
Wie will die Bundesregierung sicherstellen,
dass das Gesetz zur Einführung eines Bundes-
freiwilligendienstes, das am 25. März 2011
vom Deutschen Bundestag verabschiedet wur-
de, auch bei der älteren Zielgruppe auf eine
nennenswerte Resonanz stößt?
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64. Abgeordneter
Sönke
Rix
(SPD)
Welche Pläne hat die Bundesregierung, im
Bundesfreiwilligendienst die pädagogische Be-
gleitung im Hinblick auf die unterschiedlichen
Altersgruppen zu organisieren und auszuge-
stalten, und welchen Umfang an pädagogi-
scher Begleitung sieht die Bundesregierung als
„angemessen“ an, wie es im Gesetz formuliert
ist?
65. Abgeordneter
Sönke
Rix
(SPD)
Wie bringt die Bundesregierung die verpflich-
tende Teilnahme älterer Menschen an Semi-
nartagen mit der im Gesetzentwurf formulier-
ten Erwartung in Einklang „Dieser Kompe-
tenzerwerb steht selbstverständlich auch älte-
ren Menschen offen; hier wird jedoch das Ein-
bringen und Vermitteln schon vorhandener
Kompetenzen sowie Lebens- und Berufserfah-
rung im Vordergrund stehen“ (siehe Bundes-
tagsdrucksache 17/4803, S. 14)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Hermann Kues
vom 15. April 2011
Die Fragen 63 bis 65 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Entsprechend meinen Ausführungen in meinem Schreiben vom
24. Februar 2011 zu Ihrer Schriftlichen Frage 47 auf Bundestags-
drucksache 17/4915 sind mit der Öffnung des Bundesfreiwilligen-
dienstes für Freiwillige aller Generationen keine festen Erwartungen
oder gar Vorgaben hinsichtlich der Resonanz bei bestimmten Alters-
gruppen verbunden. Vielmehr handelt es sich bei dem neuen Bundes-
freiwilligendienst wie auch bei allen anderen Freiwilligendiensten um
ein Angebot, das in bewährter Zusammenarbeit mit und maßgeblich
ausgestaltet von den zivilgesellschaftlichen Partnern gemacht werden
wird. Dafür sieht der Gesetzentwurf zwei Regelungen vor, die die
Teilnahme von Menschen, die älter als 27 Jahre sind, erleichtern sol-
len. Dieser Personenkreis kann auch einen Teilzeitbundesfreiwilli-
gendienst leisten (Mindestwochenstundenzahl: mehr als 20) und
nimmt an den 25 Seminartagen in angemessenem Umfang teil. Nä-
here Ausführungen zum angemessenen Umfang und zu Fragen einer
gemeinsamen Teilnahme an Seminaren wurden in der o. g. Antwort
gemacht, auf die verwiesen wird.

Die Bundesregierung hat – anders als in der Frage unterstellt – volles
Vertrauen in die Kompetenz und Erfahrung ihrer zivilgesellschaftli-
chen Partner und ist davon überzeugt, dass diese in der Lage sind,
diese Rahmenbedingungen so auszugestalten, dass es den Interessen
und Bedürfnissen der Über-27-Jährigen entsprechen wird. Dabei
werden sie von einer breit angelegten Informations- und Öffentlich-
keitskampagne der Bundesregierung unterstützt.
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66. Abgeordneter
Stefan
Schwartze
(SPD)
Mit welchen vom Bund geförderten Program-
men sollen nach den Plänen der Bundesregie-
rung die Freiwilligendienste aller Generatio-
nen – abgesehen von den Mehrgenerationen-
häusern – verknüpft werden?
Antwort des Staatssekretärs Josef Hecken
vom 20. April 2011
Für die Freiwilligendienste aller Generationen finden sich über die
Mehrgenerationenhäuser hinaus Möglichkeiten der Andockung an
Freiwilligenagenturen, kommunale Anlaufstellen für Engagement,
Seniorenbüros, Integrationsagenturen und weitere Partner vor Ort.
Verschiedene, vor Ort etablierte Strukturen gehen zurück auf vom
BMFSFJ geförderte Programme wie z. B. die Lokalen Bündnisse
für Familie, das EFI-Programm (EFI = Erfahrungswissen für Initiati-
ven), das Bundesmodellprogramm Seniorenbüro, die Generations-
übergreifenden Freiwilligendienste.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
67. Abgeordnete
Birgitt
Bender
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hält die Bundesregierung, deren Bundesminis-
terium für Gesundheit (BMG) die Aufsichtsbe-
hörde der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (einer Körperschaft des Öffentlichen
Rechtes) ist, Gehaltssteigerungen für den Vor-
standsvorsitzenden Dr. Andreas Köhler um
35 Prozent auf 350 000 Euro (ohne Boni und
Altersvorsorgebezüge) für angemessen (bitte
begründen), und welche entsprechenden Maß-
nahmen plant die Bundesregierung gegebenen-
falls, um die Vorstandsgehälter zu begrenzen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr
vom 20. April 2011
Das BMG hat die am 7. April 2011 unterzeichneten Vorstandsdienst-
verträge von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung angefordert.
Die Verträge werden derzeit im BMG geprüft. Nach Abschluss der
Prüfung ist über das weitere Vorgehen zu entscheiden.
68. Abgeordnete
Dr. Martina
Bunge
(DIE LINKE.)
Wann sind Ergebnisse für die vom Bundesmi-
nister für Gesundheit, Dr. Philipp Rösler, im
November 2010 gegenüber den Hebammen-
verbänden versprochene Studie zu erwarten,
in der nach Aussagen des Ärzteblattes Details
im Zusammenhang mit Vergütungsfragen, ins-
besondere mit den Versicherungsprämien, ge-
prüft werden sollten, und hat die Bundesregie-
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rung die Studie auch zum Anlass genommen,
ihre Erkenntnislücken bezüglich der Versor-
gungssituation der Bevölkerung mit Hebam-
menhilfe (siehe Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdruck-
sache 17/1680) durch eine Studie zur Versor-
gungssituation zu schließen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr
vom 21. April 2011
Ziel des BMG ist es, detailliertere Informationen und Daten über die
Versorgungs- und Vergütungssituation in der Geburtshilfe zu erhal-
ten, die als Grundlage für Entscheidungen des Gesetzgebers in die-
sem Bereich dienen können. Das BMG vergibt daher ein Gutachten
zur Versorgungs- und Vergütungssituation in der Geburtshilfe. Nach
Durchführung eines Fachgesprächs mit den Hebammenverbänden
sowie einer Auswertung der von den Verbänden im Anschluss über-
mittelten schriftlichen Informationen hat das BMG mittlerweile eini-
ge hierfür fachlich qualifizierte Forschungsinstitute aufgefordert, An-
gebote zur Erstellung eines entsprechenden Gutachtens bis spätes-
tens 10. Mai 2011 einzureichen.

Das Gutachten soll nach Zuschlagserteilung in einem Zeitraum von
bis zu sechs Monaten erstellt werden. Eine Einbindung der Hebam-
menverbände im weiteren Verfahren ist vorgesehen.

Im Übrigen prüft das BMG derzeit im Rahmen der anstehenden Ge-
setzgebungsverfahren, ob die Berücksichtigung der Haftpflichtprä-
mien bei den Gesamtkosten der Hebammen durch gesetzliche Ände-
rungen besser gewährleistet werden kann und inwieweit die Regelun-
gen zu den Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft – wie
von den Hebammenverbänden gefordert – von der Reichsversiche-
rungsordnung in das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch überführt wer-
den sollten.
69. Abgeordneter
Uwe
Kekeritz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern teilt die Bundesregierung die An-
sicht, dass durch das Abkommen zwischen
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und
der Internationalen Atomenergie-Organisation
(IAEO) vom Mai 1959, das eine einvernehmli-
che Absprache bei der Beantwortung von Fra-
gen zu ionisierender Strahlung zwischen bei-
den Organisationen vorsieht, keine Objektivi-
tät bei offiziellen Stellungnahmen der WHO
im Hinblick auf die gesundheitlichen Auswir-
kungen von derartiger Strahlung beispielsweise
im Zusammenhang mit der zivilen Nutzung
von Kernenergie auf die Gesundheit von Men-
schen gewährleistet ist, und falls nein, wie be-
gründet sie ihre abweichende Auffassung?



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache17/5638(neu) –44–
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz
vom 21. April 2011
Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, dass die WHO aufgrund
des Abkommens zwischen der WHO und der IAEO vom Mai 1959
in ihrer von der Satzung vorgesehenen Unabhängigkeit und Objekti-
vität beschränkt ist.

Am 28. Mai 1959 wurde das „Agreement between the World Health
Organization and the International Atomic Energy Agency“ ge-
schlossen. Gegenstand des Vertrages (www.iaea.org/Publications/
Documents/Infcircs/Others/inf20.shtml) sind u. a. Absprachen zur
Zusammenarbeit und gegenseitigen Beratung (Artikel I) sowie der
Austausch von Informationen und Dokumenten (Artikel III). Bei
dem Abkommen zwischen der WHO und der IAEO vom Mai 1959
handelt es sich um ein Standardabkommen, wie es zwischen Institu-
tionen der Vereinten Nationen und anderen internationalen Organi-
sationen üblich ist. Entsprechend der gängigen Praxis der Institutio-
nen der Vereinten Nationen hat die WHO Verträge mit fast identi-
schem Wortlaut in den Jahren 1958 und 1959 mit verschiedenen an-
deren internationalen Organisationen geschlossen. Diese Vereinba-
rungen dienen dem allgemeinen Zweck, die Arbeitsfelder der betrof-
fenen internationalen Organisationen aufeinander abzustimmen.

Wie bereits der Verweis der Vereinbarung vom Mai 1959 auf die Sat-
zung der WHO in Artikel I Absatz 1 verdeutlicht, hat das Abkom-
men nicht das Ziel, die unabhängige, an objektiven Kriterien orien-
tierte Arbeit der WHO zu beeinträchtigen oder auszuschließen. Viel-
mehr dient die Vereinbarung der Förderung der Zusammenarbeit
und der Konsultation zwischen WHO und IAEO.

Die Vereinbarung wurde am 28. Mai 1959 von der Weltgesundheits-
versammlung, also der Gesamtheit der WHO-Mitgliedstaaten, verab-
schiedet. Keine der Regelungen des Abkommens lässt den Schluss
zu, dass die Vereinbarung die von der Satzung der WHO vorge-
schriebene Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der WHO beein-
trächtige oder dass sich die WHO einer anderen Organisation in
einem ihrer Arbeitsfelder unterwerfen müsse. Dies hat die WHO
in einer Stellungnahme aus dem Jahr 2001 umfassend bestätigt
(www.who.int/inf-pr-2001/en/state2001-05.html). Gegenüber der
Bundesregierung hat die WHO auch die aktuell vorgebrachten Be-
fürchtungen einer Beschränkung ihrer Tätigkeit durch das Ab-
kommen als unbegründet bezeichnet. Seitens der Bundesregierung
sind darüber hinaus auch keine praktischen Anhaltspunkte für eine
Beeinträchtigung der Objektivität offizieller Stellungnahmen der
WHO durch das Abkommen bekannt.
70. Abgeordneter
Uwe
Kekeritz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wird sich die Bundesregierung bei der nächs-
ten Generalversammlung der WHO für eine
Aufhebung der in Frage 69 genannten Verein-
barung einsetzen – vor dem Hintergrund, dass
dieses Abkommen durch den Zwang zur Her-
stellung von Einvernehmen zwischen WHO
und IAEO die objektive medizinische Beurtei-
lung der schädlichen Wirkung bis hin zum Tod
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von ionisierender Strahlung durch Kernkraft-
werke oder urangehärteter Munition auf die
Gesundheit von Menschen behindert, da die
Aufgabenstellung von WHO (objektive Be-
richterstattung) und IAEO (Förderung der zi-
vilen Nutzung der Atomenergie) gegenläufig
sind, und falls nein, warum nicht?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz
vom 21. April 2011
Dazu besteht unter Bezugnahme auf die Antwort zu Frage 69 kein
Anlass.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
71. Abgeordneter
Christian
Ahrendt
(FDP)
Aus welchen Gründen wurden seit dem Jahr
1995 geschwindigkeitsbegrenzende Maßnah-
men auf der A 24 zwischen der Anschlussstelle
(AS) Gudow (Schleswig Holstein) und dem
Berliner Ring (A10) beantragt?
72. Abgeordneter
Christian
Ahrendt
(FDP)
Welche davon wurden wo umgesetzt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer
vom 19. April 2011
Die Fragen 71 und 72 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die Anordnung von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen
liegt in der alleinigen Zuständigkeit der Länder. Der Bund hat hier
keine Weisungs- und Eingriffsrechte. Es besteht auch seitens der
Länder keine Berichtspflicht hinsichtlich etwaiger Verkehrszeichen-
anordnungen. Dem Bund liegen daher weder Anträge vor, noch sind
sie ihm bekannt.
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73. Abgeordnete
Sabine
Bätzing-
Lichtenthäler
(SPD)
Welche konkreten Maßnahmen hat der Bun-
desminister für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung bei einer künftigen Fokussierung auf
die Schienenlärmbekämpfung im Rheintal in
Aussicht gestellt (zu lesen in der Rhein-Zeitung
vom 7. April 2011), und welche konkreten In-
formationen hat das BMVBS dem in diesem
Zeitungsbericht erwähnten Bundestagsabge-
ordneten Erwin Rüddel zur Verfügung gestellt,
die offenbar von allgemeinem öffentlichen In-
teresse sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 15. April 2011
Die Bundesregierung fördert Lärmschutzmaßnahmen aus dem
Lärmsanierungsprogramm „Maßnahmen zur Lärmsanierung an be-
stehenden Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes“, um die Be-
völkerung vor Schienenlärm zu schützen. Seit Beginn des Lärmsanie-
rungsprogramms wurde die hohe Priorität zur Umsetzung von Maß-
nahmen zur Reduzierung des Schienenverkehrslärms im Mittelrhein-
tal anerkannt. Dementsprechend wurden dort bereits aktive und pas-
sive Lärmschutzmaßnahmen in mehreren Ortsdurchfahrten reali-
siert.

Dank der Konjunkturpakete der Bundesregierung konnte zusätzlich
in neue, innovative Formen des Lärmschutzes investiert werden. Im
Rahmen des Konjunkturpaketes II werden im Mittelrheintal und im
Rheingau zusätzlich zur Lärmsanierung Mittel für Brückenentdröh-
nung (Lahnstein), Schienenstegbedämpfer (Braubach, Osterspai, Fil-
sen, St. Goarshausen, St. Goar, Oberwesel, Koblenz-Ehrenbreitstein,
Rhens, Kaub, Lorchhausen, Bingen), niedrige Schallschutzwände
(Osterspai, Bingen) und Schienenschmierung (Filsen, Oestrich-Win-
kel, Rüdesheim, Assmannshausen, Eltville) verausgabt.

Um den Lärm durch den Schienengüterverkehr bereits an der Quelle
zu mindern, hat das BMVBS das Pilot- und Innovationsprogramm
„Leiser Güterverkehr“ initiiert. Das Projekt enthält drei Schwer-
punkte, nämlich das Pilotprojekt „Leiser Rhein“, das Innovations-
programm Verbundstoffbremssohlen sowie die Festsetzung eines
lärmabhängigen Trassenpreissystems. Im Rahmen des Pilotprojektes
„Leiser Rhein“ sollen beispielhaft bis zu 5 000 vorhandene Güter-
wagen mit K- oder LL-Sohlen umgerüstet werden. Das Innovations-
programm Verbundstoffbremssohlen zielt auf die Zulassung und
Verbesserung von Bremssohlen mit optimierten technischen und
ökonomischen Eigenschaften und die breitere Verfügbarkeit von
lärmmindernden Umrüstlösungen für klotzgebremste Güterwagen
sowohl auf K- als auch auf LL-Sohlen. Die Umrüstung auf lärmarme
Bremssohlen soll durch die Einführung eines lärmabhängigen Tras-
senpreissystems gefördert werden.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache17/5638(neu)–47–
74. Abgeordnete
Gabriele
Hiller-Ohm
(SPD)
Welche Gütertransportmenge wird für den El-
be-Lübeck-Kanal in der Verkehrsprognose für
das Jahr 2025 erwartet, und welcher Kategorie
wird der Elbe-Lübeck-Kanal auf dieser Basis
im Rahmen der Reform der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung zugeordnet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 15. April 2011
Auf dem Elbe-Lübeck-Kanal wurden im Jahr 2008 1,06 Mio. Güter-
tonnen transportiert. Für das Jahr 2025 werden gemäß der „Umle-
gungsrechnung der Verkehrsträgerübergreifenden Güterverkehrs-
prognose auf die Binnenwasserstraßen“ 0,5 Mio. Gütertonnen prog-
nostiziert.

Das BMVBS hat dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges am 26. Januar 2011 ein Konzept zur Modernisierung der Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) vorgelegt. Kern-
element dieses Konzeptes ist die Neustrukturierung des Netzes der
Bundeswasserstraßen, nach der sich zukünftig auch die Aufgaben-
erledigung der WSV bei Ausbau, Betrieb und Unterhaltung richten
wird. Aufgrund der begrenzten Ressourcenausstattung der WSV ist
die beabsichtigte Konzentration der zukünftigen Aufgabenerledi-
gung unausweichlich.

Aktuell werden die einzelnen Wasserstraßen den Netzkategorien zu-
geordnet und im Anschluss daran dann die netzbezogene Aufgaben-
und Personalstruktur und die sich daraus ergebenden Konsequenzen
für die Aufbauorganisation der WSV festgelegt.

Ende April 2011 wird das BMVBS dazu dem Haushaltsausschuss
einen weiteren Bericht vorlegen. Daher bitte ich um Verständnis,
dass – wie in vergleichbaren Fällen – zurzeit keine konkreteren
Aussagen hierzu gemacht werden können.
75. Abgeordneter
Stephan
Kühn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch sind die Gütermengen (in Tonnen
und Volumen), die im Jahr 2010 auf den ost-
deutschen Bundeswasserstraßen (bitte Wasser-
straßen konkret aufschlüsseln) transportiert
wurden, und welche Investitionen (Planungen
und Beschaffungen) sind durch die eingeleitete
WSV-Reform ausgesetzt bzw. gestoppt wor-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 15. April 2011
Für das Jahr 2010 liegt die Auswertung der Verkehrsstatik (Ver-
kehrsbericht) für den Bereich der Wasser- und Schifffahrtsdirektion
Ost noch nicht vor. Detaillierte Angaben zu Art und Menge der
transportierten Güter auf den ostdeutschen Bundeswasserstraßen
der Jahre 2006 bis 2009 können über das Elektronische Wasserstra-
ßeninformationssystem www.elwis.de bezogen werden.
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Die Einleitung der Modernisierung der WSV hat bislang noch nicht
dazu geführt, dass Investitionsvorhaben ausgesetzt oder gestoppt
wurden. Laufende Investitionsprojekte werden in jedem Fall vollen-
det werden.
76. Abgeordnete
Dorothea
Steiner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hat die Bundesregierung über die Anfrage
der Städte Münster, Osnabrück und der Netz-
werkstadt Twente an den Bundesminister für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, sich als
dynamische Grenzregion in das Projekt
„Überregionale Partnerschaften in grenzüber-
schreitenden Verflechtungsräumen – Innovati-
ve Projekte zur stadtregionalen Kooperation,
Vernetzung und gemeinsamen großräumigen
Verantwortung“ aktiv einzubringen, entschie-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer
vom 19. April 2011
Das genannte Projekt des BMVBS setzt einen Beschluss der Minis-
terkonferenz für Raumordnung von 2006 zur Konkretisierung der
„Leitbilder für die Raumentwicklung in Deutschland“ um. Dabei
geht es um die Weiterentwicklung und Ausgestaltung des Konzepts
„Europäische Metropolregionen in Deutschland“ auch unter Einbe-
ziehung grenzüberschreitender metropolitaner Verflechtungsräume
von europäischer Bedeutung. Als Beispiele führen die Leitbilder den
deutsch-französisch-schweizerischen Kooperationsraum am Ober-
rhein, die Bodenseeregion, der Raum Aachen–Lüttich–Maastricht–
Heerlen und die Region Saar–LorLux auf.

Die Projektpartnerschaft der REGIO Aachen e. V., den Regionalver-
bänden Mittlerer Oberrhein, Südlicher Oberrhein, Hochrhein–Bo-
densee und Bodensee–Oberschwaben sowie dem Saarland als feder-
führenden Partner hatte eine längerfristige Netzwerkbildung zum
Ziel, die mit der Gründung des „Initiativkreises Metropolitane
Grenzregionen (IMeG)“ am 17. März 2011 in Berlin zunächst ihren
Abschluss fand.

Eine direkte und aktive Beteiligung der Städte Münster, Osnabrück
und der Netzwerkstadt Twente im Projekt selbst war nicht möglich.
Durch das BMVBS, unterstützt durch das Bundesinstitut für Bau-,
Stadt- und Raumforschung, wurden aber auf Arbeitsebene Zwischen-
ergebnisse und begleitende Aktivitäten des Projekts kommuniziert.
77. Abgeordnete
Dorothea
Steiner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Angebote zur Einbringung in das Pro-
jekt „Überregionale Partnerschaften in grenz-
überschreitenden Verflechtungsräumen – In-
novative Projekte zur stadtregionalen Koope-
ration, Vernetzung und gemeinsamen großräu-
migen Verantwortung“ wurde der Grenzre-
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gion Osnabrück, Münster und Twente ge-
macht, und sollten keine gemacht worden sein,
warum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer
vom 19. April 2011
Es war und bleibt Anliegen des BMVBS, durch eine nach außen
offene Struktur der Projektpartnerschaft die Einbeziehung weiterer
potenzieller Partner in anderen grenzüberschreitenden Verflech-
tungsräumen zu ermöglichen. Die Gründungsurkunde des „Initia-
tivkreises Metropolitane Grenzregionen IMeG“ unterstreicht seine
Offenheit für Institutionen aus Grenzregionen mit vergleichbaren
räumlichen und funktionalen Strukturen, so dass das BMVBS die
Startphase des Initiativkreises fördert. Der Initiativkreis möchte wei-
tere Partner gewinnen und die Arbeit der grenzüberschreitenden
Institutionen und Netzwerke aktiv unterstützen. Vor diesem Hinter-
grund ist eine Antwort des BMVBS an die Städte Münster und Osna-
brück auf dem Wege, verbunden mit dem Wunsch und der Bitte, das
Engagement der Grenzregion in die künftigen Arbeiten des Initiativ-
kreises einzubringen.
78. Abgeordneter
Markus
Tressel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Woraus resultieren die auf Bundestagsdruck-
sache 17/5383 (Frage 4) erkenntlichen großen
statistischen Abweichungen der Verstöße zwi-
schen den einzelnen Jahren (Jahr 2006:
36 Verstöße; Jahr 2007: 1 844 Verstöße; Jahr
2008: 620 Verstöße; Jahr 2009: 2 284 Verstöße
und Jahr 2010: 325 Verstöße), die zu den vom
Luftfahrt-Bundesamt (LBA) verhängten 1 716
Anzeigen führten, und gibt es neben den vom
LBA durchgeführten Vor-Ort-Kontrollen wei-
tere Maßnahmen, die gegen den Missstand,
dass ein Großteil der Anzeigen sich auf nicht
erfolgte Informationspflichten (86 Prozent)
und mangelnde Betreuungsleistungen (82 Pro-
zent) beziehen, gerichtet sind und eine verbes-
serte Rechtsdurchsetzung herstellen sollen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer
vom 20. April 2011
Die Anzahl der Verstöße hängt zum einen von der Anzahl der Anzei-
gen des jeweiligen Jahres und zum anderen von den in diesen Anzei-
gen aufgeführten Verstößen ab. Zur Verbesserung der Einhaltung
der Fluggastrechte kann das LBA gemäß § 108 Absatz 2 der Luftver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung in Verbindung mit § 58 Absatz 1 Num-
mer 13 des Luftverkehrsgesetzes Geldbußen verhängen, wenn Luft-
fahrtunternehmen die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
261/2004 nachweislich nicht beachten.
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79. Abgeordneter
Markus
Tressel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage
vom Parlamentarischen Staatssekretär bei der
Bundesministerin für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, Dr. Gerd Mül-
ler, der im Zuge der Podiumsdiskussion des
ADAC am 7. April 2011 die Umsetzung der
Fluggastrechteverordnung (Verordnung (EG)
Nr. 261/2004) durch die Airlines mit der
Schulnote einer schlechten 5 bewertete, und
was plant das LBA im Zuge der von der EU-
Kommission am 11. April 2011 angekündigten
Kompetenzerweiterung zur Rechtsdurchset-
zung an Maßnahmen, um eine spürbare Ver-
besserung der Rechtsdurchsetzung von Flug-
gästen zu erzielen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer
vom 20. April 2011
Mit der Äußerung hat der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Gerd
Müller zum Ausdruck gebracht, dass die Bundesregierung Defizite
bei der Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 durch die
Luftfahrtgesellschaften sieht. Seitens des LBA sind keine Maßnah-
men geplant. In der Mitteilung der EU-Kommission vom 11. April
2011 wird „eine Reihe von Maßnahmen zur besseren europaweiten
Anwendung der Fluggastrechte“ durch die EU-Kommission ange-
kündigt.
80. Abgeordneter
Jürgen
Trittin
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die voraus-
sichtliche Nichterteilung einer Genehmigung
für den Offshore-Windpark Sandbank Exten-
sion angesichts der Lage des Windparks außer-
halb der Nature-2000-Gebiete und der langen
Genehmigungsdauer sowie des Umstandes,
dass das Hauptverbreitungsgebiet der Seetau-
cher als Schutzzone erst vor kurzem festgelegt
wurde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 15. April 2011
Über die Genehmigungsfähigkeit des Offshore-Windparks Sandbank
Extension wurde noch nicht entschieden; eine maßgebliche Stellung-
nahme einer beteiligten Behörde steht noch aus.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
81. Abgeordneter
Gerd
Bollmann
(SPD)
Wie hoch ist der Anteil von in Deutschland
aus Abfall gewonnenen Sekundärrohstoffen
im Vergleich zu importierten Primärrohstof-
fen?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Eine umfassende Statistik des Verhältnisses von in Deutschland pro-
duzierten Sekundärrohstoffen zu importierten Primärrohstoffen liegt
der Bundesregierung weder mengen- noch marktwertbezogen vor.

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie beziffert die
Primärrohstoffimporte für das Jahr 2008 marktwertbezogen auf
127 Mrd. Euro (Metalle und Energierohstoffe). Des Weiteren wur-
den im gleichen Zeitraum gemäß der Abfallbilanz des Statistischen
Bundesamtes z. B. von den angefallenen ca. 48,4 Tonnen Siedlungs-
abfall rund 37,1 Mio. Tonnen (etwa 77 Prozent) einer Verwertung
zugeführt (energetische Verwertung ca. 6,3 Mio. Tonnen, Behand-
lung und stoffliche Verwertung ca. 30,8 Mio. Tonnen). Von den rund
56,4 Mio. Tonnen Abfällen aus Produktion und Gewerbe wurden
mit rund 46 Mio. Tonnen rund 82 Prozent einer Verwertung zuge-
führt (energetische Verwertung ca. 9 Mio. Tonnen, Behandlung und
stoffliche Verwertung ca. 37 Mio. Tonnen). Bei rund 201 Mio. Ton-
nen Bau- und Abbruchabfällen wurde die Verwertungsquote von et-
wa 88 Prozent überwiegend durch die stoffliche Verwertung erreicht
(energetische Verwertung ca. 824 000 Tonnen, Behandlung und stoff-
liche Verwertung ca. 176 Mio. Tonnen).

Die Abfallbilanz weist allerdings die Mengen aus, die der Verwer-
tung zugeführt wurden. Die produzierte Sekundärrohstoffmenge
wird nicht ausgewiesen. Zwar gibt die Fachserie 19, Reihe 1 („Ab-
fallentsorgung“) des Statistischen Bundesamtes für 2008 auch für je-
den einzelnen Abfallschlüssel den „Output“ der Abfallentsorgungs-
anlagen differenziert nach Beseitigung, Verwertung und Abgabe an
Sonstige an. Aber diesen Angaben kann nicht entnommen werden,
inwieweit es sich bei den abgegebenen Mengen bereits um Sekundär-
rohstoffe im Sinne der Fragestellung handelt, die unmittelbar in der
Produktion eingesetzt werden.
82. Abgeordneter
Gerd
Bollmann
(SPD)
Bei welchen Rohstoffen erreicht der Anteil der
aus Abfall gewonnenen Sekundärrohstoffe
beim Verbrauch in Deutschland die höchsten
Anteile?
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Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Grundsätzlich liegen hohe Substitutionsraten bei Stoffströmen mit
hohem Marktwert sowie mit guten Verwertungseigenschaften (insbe-
sondere Eisen-, Stahl-, Aluminium- oder Kupferschrotte) vor. Nach
Erkenntnissen der Bundesregierung betragen die Kapazitäten zur
Verarbeitung von Stahlschrott in Deutschland, bezogen auf die Roh-
stahlproduktion, ca. 48 Prozent. Unter Berücksichtigung der Netto-
Stahlschrottexporte (ca. 3,4 Mio. Tonnen) wurden im Jahr 2008 etwa
45 Prozent der Stahlproduktion mit Recyclingmaterial gedeckt.

Im Bereich der nichtmetallischen Rohstoffe liegen die Substitutions-
raten für Glas bei 85 Prozent, für Baurohstoffe bei 80 Prozent und
für Papier bei 70 Prozent.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 81 Bezug genommen.
83. Abgeordneter
Marco
Bülow
(SPD)
Ist das in der Antwort der Bundesregierung
vom 6. April 2011 auf die Schriftliche Fra-
ge 149 auf Bundestagsdrucksache 17/5422 er-
wähnte Konzept zur Aufklärung der Ursachen
von Leukämieerkrankungen im Kindesalter
öffentlich einsehbar, und wenn nein, kann die
Bundesregierung mir dieses Konzept zur Ver-
fügung stellen?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Das Konzept ist im Blood Cancer Journal unter dem Titel „Research
recommendations toward a better understanding of the causes of
childhood leukemia“ von Gunde Ziegelberger et al. erschienen
(Download unter www.nature.com/bcj/journal/v1/n1/full/
bcj20101a.html).
84. Abgeordneter
Marco
Bülow
(SPD)
Welche Maßnahmen beinhaltet dieses Kon-
zept für den Fall, dass das in der Antwort der
Bundesregierung vom 6. April 2011 auf die
Schriftliche Frage 149 auf Bundestagsdrucksa-
che 17/5422 erwähnte Konzept nicht zur Ver-
fügung gestellt werden kann, und zu welchem
Zeitpunkt sollen diese umgesetzt werden?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Es wird auf die Antwort zu Frage 83 sowie auf die Antwort vom
6. April 2011 auf Ihre Schriftliche Frage 149 verwiesen.
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85. Abgeordneter
Hans-Josef
Fell
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Stimmt die Interpretation der Antwort der
Bundesregierung (siehe Bundestagsdrucksa-
che 17/2682) auf die Frage 64 der Kleinen An-
frage „Nuklearer Katastrophenfall – Ökono-
mische Folgen“ (Bundestagsdrucksache 17/
2547), dass die Bundesregierung von einem
Gleichrang der Forderungen von Fremdkapi-
talgebern auf der einen Seite und den Schaden-
ersatzberechtigungen der Betroffenen auf der
anderen Seite im Falle eines nuklearen Ereig-
nisses (nuklearer Katastrophenfall) in Deutsch-
land ausgeht, und beabsichtigt die Bundesre-
gierung vor dem Hintergrund des nuklearen
Ereignisses in Japan, zukünftig den Schaden-
ersatzberechtigungen Vorrang gegenüber den
Forderungen von Fremdkapitalgebern bei
Zahlungen durch das kernanlagenbetreibende
Unternehmen einzuräumen?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Die Antwort auf die Frage 64 der in Bezug genommenen Kleinen
Anfrage ist dahingehend zu verstehen, dass bei der Erfüllung schuld-
rechtlicher Ansprüche grundsätzlich kein Vorrangverhältnis besteht.
Sollten nach einem nuklearen Schadensereignis die zur Befriedigung
der Schadenersatzverpflichtungen zur Verfügung stehenden Mittel
nicht ausreichen, so kann im Verteilungsverfahren gemäß § 35 des
Atomgesetzes auch die Nachrangigkeit bestimmter Ansprüche fest-
gelegt werden. Das Verteilungsverfahren eröffnet dem Gesetz- bzw.
Verordnungsgeber die Möglichkeit, flexibel auf die nach einem Scha-
densereignis gestellten oder zu erwartenden Ansprüche zu reagieren.
86. Abgeordnete
Bärbel
Höhn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welcher Weise lässt sich eine nationale
Preisuntergrenze für Emissionszertifikate, wie
sie von der britischen Regierung jüngst be-
schlossen wurde, im Rahmen des Europäi-
schen Emissionshandelssystems umsetzen, und
prüft die Bundesregierung die Einführung
eines derartigen CO2-Mindestpreises auch für
Deutschland?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche
vom 18. April 2011
Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung handelt es sich um
eine Änderung im britischen Energiesteuerrecht, die nicht die Um-
setzung des EU-Emissionshandels betrifft. Derzeit prüft die Bundes-
regierung keine solche Maßnahme.
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87. Abgeordneter
Dr. Egon
Jüttner
(CDU/CSU)
Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa-
che, dass der Evaluierungsbericht zum Thema
Umweltzone, den der Deutsche Bundestag mit
Beschluss vom 11. Oktober 2007 erbeten hat
und dessen Vorlage zunächst für Herbst 2009
und dann für das Frühjahr 2010 vorgesehen
war, noch nicht erschienen ist, und wann rech-
net sie mit der Veröffentlichung des Berichts?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Der Bericht wurde bisher nicht übermittelt, weil der in der Antwort
auf die Schriftliche Frage 127 auf Bundestagsdrucksache 17/3256
vom 29. September 2010 genannte Abstimmungsprozess innerhalb
der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen werden konnte.
88. Abgeordnete
Sylvia
Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Liegt dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit die in der
Antwort auf meine Mündliche Frage zum Ver-
fahren seitens der Reaktor-Sicherheitskommis-
sion (RSK) für die aktuelle Prüfung der deut-
schen Atomkraftwerke (AKW) (Frage 37 auf
Bundestagsdrucksache 17/5421, Antwort siehe
Plenarprotokoll 17/104, Anlage 25) erwähnte
Fragenliste der Prüfteams an die Betreiber
vor, und falls ja, wie lauten die Fragen im
Wortlaut (bitte vollständige Angabe)?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit liegt die Fragenliste der Prüfteams an die Betreiber nur als
Beratungsunterlage der RSK vor. Die Beratungsunterlagen der RSK
unterliegen der Vertraulichkeit.
89. Abgeordnete
Ingrid
Nestle
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was beabsichtigt die Bundesregierung im Zuge
der Einhaltung der Klimaziele zu tun, wenn
größere Leckagen oder starke tektonische Be-
wegungen die Einrichtungen von hunderten
von CO2-Endlagern auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland verhindern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Katherina Reiche
vom 18. April 2011
Die Erprobung von Technologien zur CO2-Abscheidung und Spei-
cherung (CCS – Carbon Dioxide Capture and Storage) eröffnet eine
wichtige Perspektive für den Klimaschutz, insbesondere auch für
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eine CO2-arme Industrieproduktion. In Demonstrationsprojekten
kann geklärt werden, ob CCS tatsächlich den erhofften Beitrag zum
Klimaschutz leisten kann, die notwendige Sicherheit garantiert und
wirtschaftlich machbar ist. Ziel der Bundesregierung ist es, dass min-
destens eines der bis zu zwölf EU-weit geplanten Demonstrations-
projekte in Deutschland realisiert werden kann. Erst nach Abschluss
der Erprobungsphase kann über die Frage einer kommerziellen An-
wendung der CCS-Technologien entschieden werden. Die Bundesre-
gierung geht davon aus, dass die Klimaschutzziele bis zum Jahr 2020
auch ohne Beitrag der CCS-Technologie erreicht werden können.
90. Abgeordneter
Dr. Hermann
Ott
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
An welchen Terminen außerhalb Deutschlands
hat der Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, Dr. Norbert
Röttgen, in dieser Funktion seit seiner Ernen-
nung teilgenommen (bitte mit Datum auf-
listen), und bei welchen Terminen außerhalb
Deutschlands hat er sich durch seine Staats-
sekretäre vertreten lassen (bitte mit Datum
auflisten)?
Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
In der unten aufgeführten Liste sind alle Termine des Bundesminis-
ters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Dr. Norbert
Röttgen, seit seiner Ernennung im Ausland aufgeführt.

Sollte Bundesminister Dr. Norbert Röttgen von seinem Staatssekre-
tär oder von einer seiner beiden Parlamentarischen Staatssekretärin-
nen vertreten worden sein, ist dies angemerkt.
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Anlass/Ort  Datum  ggf.  Vertretung
Klima Pre-Cop in Kopenhagen, 
Dänemark 

15. bis 17. No-
vember 2009 

EU-Sonderumweltrat in Brüs-
sel, Belgien 

23. November 
2009

UN-Klimakonferenz COP 15 in 
Kopenhagen, Dänemark 

12. bis 19. De-
zember 2009 

14. – 16. Dezember 2009 
auch PSts’in Reiche anwe-
send

EU-Umweltrat in Brüssel, Bel-
gien

22. Dezember 
2009

Informeller EU-Umweltrat der 
spanischen Ratspräsidentschaft 
in Sevilla, Spanien 

15. bis 17. Januar 
2010

Teilnahme an der Eröffnungs-
sitzung der 3. Vorbereitungs-
kommission von IRENA in Abu 
Dhabi, VEA 

15. bis 18. Januar 
2010

Vertretung Sts Becker 

„First European Conference 
Post-2010 Biodiversity” in Ma-
drid, Spanien 

26. Januar 2010  Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

Trondheim Conference “Getting 
the Biodiversity Targets right – 
Working for Sustainable Devel-
opment” in Trondheim, Nor-
wegen

01. bis 05. Febru-
ar 2010 

Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

deutsch-französische Regie-
rungskonsultationen
in Paris, Frankreich 

04. Februar 2010   

Donau-Ministerkonferenz in 
Wien, Österreich 

15. bis 17. Febru-
ar 2010 

Vertretung Sts Becker 

11. Special Session des UNEP 
Governing Council
in Bali, Indonesien 

23. bis 26. Febru-
ar 2010 

African Minister Conference on 
Access and Benefit Sharing 
(ABS) in Namibia 

09./10. März 
2010

Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

Internat. Ministertreffen zur 
Reduzierung der Emissionen 
aus Entwaldung und Waldde-
gradierung (REDD) in Paris, 
Frankreich

11. März 2010  Vertretung PSts’in Heinen-
Esser
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EU-Umweltrat in Brüssel, Bel-
gien

15./ 16. März 
2010

Vertretung PSts’in Reiche 

Delegationsreise nach Peking 
und Nanjing, China 

06. bis 09. April 
2010

High-Level-Segment im Rah-
men der 18. Sitzung der UN-
Kommission für Nachhaltige 
Entwicklung (CSD) in New 
York, USA 

12. bis 14. Mai 
2010

Vertretung PSts’in Reiche

HELCOM Moscow Ministerial 
Meeting 2010 in Moskau, 
Russland

19. bis 20. Mai 
2010

Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

Oslo Climate and Forest Con-
ference in Oslo, Norwegen 

26. bis 27. Mai 
2010

Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

div. Gesprächstermine in Brüs-
sel, Belgien 

01. Juni.2010    

EU-Umweltrat in Luxemburg  11. Juni 2010   
4-er Treffens der deutschspra-
chigen Umweltminister in Va-
duz, Liechtenstein 

21./22. Juni 2010   

Konferenz „Waste to Water“ in 
Malta

23./24. Juni 2010  Vertretung PSts’in Reiche 

Informelle EU-Umweltrat der 
belgischen Ratspräsidentschaft 
in Gent, Belgien 

11. bis 13. Juli 
2010

XII. Deutsch-Russischen Regie-
rungskonsultationen in Jekate-
rinburg, Russland und anschlie-
ßend Begleitung der Bundes-
kanzlerin nach Peking, China 
und Astana, Kasachstan

14. bis 18. Juli 
2010

“First Clean Energy Ministe-
rial” in Washington D.C., USA 

19. bis 20. Juli 
2010

Vertretung PSts’in Reiche 

Ministertreffens im Rahmen der 
CBD- Präsidentschaft
in Genf, Schweiz 

03. September 
2010

Ministertreffen in Vorbereitung 
zur COP 10 (CBD) auf Einla-
dung der belgischen Ratspräsi-
dentschaft in Gent, Belgien 

08. September 
2010

Vertretung PSts’in Heinen-
Esser
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65. Sitzung der UN-
Generalversammlung in New 
York, USA 

21./22. Septem-
ber 2010

EU-Umweltrat in Luxemburg  14. Oktober 2010   
Eröffnungssitzung der 4. Ver-
waltungskommission IRENA in 
Abu Dhabi, VEA und Eröff-
nungssitzung der DIREC in Neu 
Delhi, Indien 

22. bis 28. Okto-
ber 2010 

Vertretung Sts Becker 

Ministertreffen zu REDD+ in
Aichi-Nagoya, Japan 

26. bis 27. Okto-
ber 2010 

High-Level Segment der CBD-
COP 10 in Aichi-Nagoya, Japan 

27. bis 30. Okto-
ber 2010 

Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

2. Treffens der Konsultativ-
gruppe zur UN-Umweltreform 
in Helsinki, Finnland 

22./23. November 
2010

Internationales Tiger-Forum in 
Sankt Petersburg, Russland 

22. bis 24. No-
vember 2010 

Vertretung Sts Becker 

UN-Klimakonferenz COP 16 in 
Cancun, Mexiko 

06. bis 11. De-
zember 2010 

EU-Umweltrat in Brüssel, Bel-
gien

20. Dezember 
2010

Teilnahme am World Future 
Energy Summit (WFES) in 
AbuDhabi, VEA 

16. bis 18. Januar 
2011

Vertretung Sts Becker 

deutsch-israelische Regierungs-
konsultationen in Jerusalem, 
Israel 

31. Januar 2011   

26. Sitzung des Verwaltungsra-
tes/Globales Umweltministerfo-
rum in Nairobi, Kenia 

21. bis 23. Febru-
ar 2010 

XI. Alpenkonferenz 2011 in 
Brdo pri Kranju., Slowenien 

8./9. März 2011  Vertretung PSts’in Heinen-
Esser

EU-Umweltrat in Brüssel, Bel-
gien

14. März 2011  Vertretung PSts’in Reiche 

IRENA 2011 in Abu Dhabi, 
VEA

03. bis 07. April 
2011

Vertretung Sts Becker 

Tschernobyl-Konferenz in 
Kiew, Ukraine 

18./19. April 
2011

Vertretung Sts Becker 
91. Abgeordnete
Christine
Scheel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefähr-
dung der örtlichen Bevölkerung durch einen
möglichen Absturz eines Militärflugzeuges auf
das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld, und wird
die Bundesregierung sich dafür einsetzen, dass
alle militärischen Übungsflüge im Bereich des
Kernkraftwerkes Grafenrheinfeld eingestellt
werden?
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Antwort des Staatssekretärs Jürgen Becker
vom 20. April 2011
Die Bundesregierung nimmt die Bedenken der Bürger aus der Um-
gebung von Kernkraftwerken sehr ernst.

Um den Sicherheitsanforderungen an den Betrieb von Kernkraftwer-
ken gerecht zu werden, gilt für Übungsflüge mit militärischen Luft-
fahrzeugen im Luftraum über der Bundesrepublik Deutschland ein
Überflugverbot unterhalb einer Flughöhe von 2 000 Fuß (ca. 600 m)
über Grund und in einem Radius von 0,8 Nautischen Meilen (ca.
1,5 km) um die Kernkraftanlagen.

Das betrifft sowohl Bundeswehrflüge als auch Flüge der US-Luft-
waffe oder anderer Aliierter. Gezielte Überprüfungen des militä-
rischen Übungsflugbetriebs in der Region um das Kernkraftwerk
Grafenrheinfeld haben zuletzt gezeigt, dass dieses Übungsflugverbot
strikt eingehalten wird.

Der unfallbedingte Absturz eines Militärflugzeugs auf ein Kernkraft-
werk gilt seit den 70er-Jahren nicht mehr als praktisch ausgeschlos-
sen. Die aktuell geltenden Schutzanforderungen finden sich in den
Leitlinien für Druckwasserreaktoren der RSK aus dem Jahr 1981.
Das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld gehört zu den am besten gegen
Flugzeugabsturz ausgelegten Kernkraftwerken in Deutschland.

Der Schutz der Kernkraftwerke gegen Flugzeugabstürze ist auch Ge-
genstand der Sicherheitsüberprüfung aller deutschen Kernkraftwer-
ke, die derzeit von der unabhängigen RSK – mit Blick auf die Ereig-
nisse in Japan – durchgeführt wird.
92. Abgeordneter
Jürgen
Trittin
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Größe
der Evakuierungszone um die Reaktoren Fu-
kushima I (Zonenradius grundsätzlich 20 km)
sowie die Forderungen nach einer Erweiterung
der Evakuierungszone angesichts der hohen
Strahlenexposition und der unkontrollierten Si-
tuation an den Reaktoren, die unter anderem
von der IAEO erhoben werden, und teilt die
Bundesregierung die Auffassung der IAEO?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Ursula Heinen-Esser
vom 18. April 2011
Die Katastrophenschutzmaßnahme Evakuierung und die damit ver-
bundene Festlegung einer Evakuierungszone für ein havariertes
Kernkraftwerk liegen in der Verantwortung des jeweiligen Unfalllan-
des. Dies gilt auch im Fall des Kernkraftwerkunglücks in Fukushi-
ma I.

Die japanischen Behörden hatten Evakuierungsmaßnahmen ur-
sprünglich im 10-km-Radius um die Anlage veranlasst, diese dann
auf einen 20-km-Radius ausgedehnt und am 11. April 2011 angekün-
digt, dass diese Zone über die bisherigen 20 Kilometer hinaus auf
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Gebiete mit hoher Strahlung vergrößert wird. Darüber hinaus wurde
besonderen Bevölkerungsgruppen (Kinder, Schwangere und Kran-
ke) empfohlen, mindestens 30 Kilometer Abstand zum Kernkraft-
werk zu halten.

Hintergründe für die Entscheidungen über die Größe der Evakuie-
rungszone durch die japanischen Behörden liegen nicht vor.

International gibt es keine einheitlichen Eingreifrichtwerte für eine
Evakuierung und somit auch keine einheitlichen Evakuierungszonen.

Die Bundesregierung orientiert sich bei der Festlegung von Evakuie-
rungsgebieten in dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land an einem Eingreifrichtwert von „100 mSv aus effektiver Dosis
durch äußere Exposition in 7 Tagen und effektiver Folgedosis durch
die in diesem Zeitraum inhalierten Radionuklide“. Dieser Eingreif-
richtwert liegt deutlich unterhalb der Dosisschwelle für deterministi-
sche Wirkungen und wird auch unter Berücksichtigung der Schwere
des Eingriffs in das persönliche Leben durch die Maßnahme „Eva-
kuierung“ für angemessen betrachtet.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
93. Abgeordneter
René
Röspel
(SPD)
Welche Geldmittel wurden als Beitrag der
Wirtschaft für die drei Siegerkonsortien im
Rahmen des BioPharma-Wettbewerbs in die
Projekte eingebracht, und konnte (wie im Bun-
deshaushalt 2008 vorgesehen) sichergestellt
werden, dass die beteiligten Wirtschaftsunter-
nehmen zwei Drittel der Projektkosten finan-
zieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel
vom 15. April 2011
Bei den drei Siegerkonsortien des BioPharma-Wettbewerbs sind in-
zwischen (Stand: 11. April 2011) Vorhaben mit Gesamtkosten/-aus-
gaben in Höhe von 79 Mio. Euro bewilligt worden. Die Zuwendung
beläuft sich dabei auf 34,95 Mio. Euro. Das entspricht einem Beitrag
an Mitteln aus der privaten Wirtschaft von 44,05 Mio. Euro und
einer Gesamtförderquote von 44,2 Prozent.

Die beteiligten Wirtschaftsunternehmen sind KMU und Großunter-
nehmen. Vorhaben bei Großunternehmen wurden nur mit einer För-
derquote von bis zu 33 Prozent bewilligt. Bei KMU wurden vor dem
Hintergrund der Ziele des BioPharma-Wettbewerbs und des EU-Bei-
hilferahmens auch Vorhaben mit einer höheren Förderquote bewil-
ligt. Insgesamt wird jedoch je Konsortium eine Gesamtförderquote
von unter 50 Prozent realisiert.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
94. Abgeordneter
Dr. Sascha
Raabe
(SPD)
Wie ist die zahlenmäßige und prozentuale Ver-
teilung der Entsendungen von weltwärts-Frei-
willigen innerhalb des Spektrums der allgemei-
nen Themenbereiche der Entwicklungspolitik,
und wie hoch ist dabei der prozentuale Anteil
der an Nachhaltigkeitskriterien orientierten
Einsatzstellen, die sich z. B. für Klimaschutz
und erneuerbare Energien, nachhaltige Land-
wirtschaft und Ressourcenschutz einsetzen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp
vom 20. April 2011
Da weltwärts ein entwicklungspolitischer Freiwilligendienst ist, sind
alle in 2010/2011 ausgereisten ca. 4 300 Freiwilligen auf Stellen mit
entwicklungspolitischem Themenbezug eingesetzt. Die wichtigsten
Arbeitsbereiche sind Kinder- und Jugendarbeit (34,9 Prozent),
Bildung (33,5 Prozent), Arbeit mit Menschen mit Behinderung
(6,3 Prozent), Gesundheit (5,5 Prozent) und Umwelt- und Ressour-
censchutz (5,3 Prozent).
95. Abgeordneter
Dr. Sascha
Raabe
(SPD)
Inwieweit wurden die von Entsendeorganisa-
tionen nachgewiesenen Qualifizierungszertifi-
kate von z. B. Qualität in Freiwilligendiensten
(Quifd und fid – Service- und Beratungsstelle)
als Merkmale qualifizierter Entsende- und Be-
treuungsarbeit bei den durch das BMZ vorge-
nommenen Stellenstreichungen bewertet und
berücksichtigt, und welche Rolle wird die
durch Quifd und fid nachgewiesene Qualität
der Entsendearbeit bei der Fortentwicklung
des weltwärts-Programms künftig einnehmen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp
vom 20. April 2011
Durch das BMZ wurden keine Stellenstreichungen vorgenommen;
vielmehr wurden die Mittel für das weltwärts-Programm 2011 um
1 Mio. Euro erhöht. Da allerdings viele Entsendeorganisationen in
2010 mit ihrem Eigenanteil von insgesamt 25 Prozent in Vorleistung
gegangen waren, um bereits geplante Entsendungen trotz geringeren
Mittelzuwachses zumindest teilweise realisieren zu können, war in
2011 ein erheblicher Teil der verfügbaren Mittel bereits durch Ent-
sendungen aus dem Vorjahr gebunden.

Die Bundesregierung misst der Qualität der Entsendungen im welt-
wärts-Programm einen hohen Stellenwert zu und beabsichtigt, in
enger Zusammenarbeit mit dem weltwärts-Beirat Indikatoren zur
Bewertung der Programmqualität zu entwickeln. Sie sollen ein wich-
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tiges Element für zukünftige Entscheidungen über die Allokation der
Mittel sein. Der Nachweis von Qualifizierungszertifikaten könnte
dann entsprechend in die Bewertung Eingang finden, sofern dies
auch auf Zustimmung im weltwärts-Beirat trifft.
Berlin, den 21. April 2011
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